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BRENNPUNKT
25 Jahre Meisterbrief

Zum zweiten mal ehrt die Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald Handwerks-
meister die vor 25 Jahren ihre Meisterprüfung abgelegt haben. Die Ehrung fin-
det im Rahmen der Veranstaltung „Empfang des Handwerks Rhein-Westerwald“ 
statt. Sollten Sie Ihr 25-jähriges Meisterjubiläum im nächsten Jahr begehen, tei-
len Sie uns dies bitte mit dem Formblatt „Ehrungen 2008“ auf der Seite 31 mit.

Editorial

Liebe Innungsmitglieder,   
sehr geehrte Damen und Herren,

Sie halten die 3. Ausgabe 2007 des Ma-
gazins „Brennpunkt Handwerk“ in den 
Händen. Die Redaktion hat für Sie wieder 
viele interessante und wichtige Themen 
zusammengestellt. Der Schwerpunkt 
liegt auf der Unternehmensteuerreform, 
die einige wesentliche Änderungen mit 
sich bringen wird. Stellen Sie sich recht-
zeitig auf die Neuerungen ein. 

„Die Zuversicht im Handwerk hält an 
– Gute Stimmung bei etwas weniger 
Dynamik“, so wird in Presseberichten 
die konjunkturelle Lage des Handwerks 
dargestellt. Damit ist die derzeitige Situ-
ation aber nur ungenau beschreiben. Es 
gibt Licht, aber auch Schatten zu ver-
melden. Viele Unternehmen des Bau-
haupt- und auch des Baunebengewer-
bes sind zwar zuversichtlich, vermelden 
aber nur eine ganz dünne Auftragsde-
cke. Auch unsere Kraftfahrzeugbetriebe 
können sich an bessere Zeiten erinnern. 
Sicher, es gibt auch Betriebe im Bereich 
der Innungen Rhein-Westerwald, die 
von der stabilen Konjunkturlage profitie-
ren. Bei fast allen aber gilt, dass die Um-
satz- und Ertragslage sich nicht so gut 
entwickelt hat wie im Vorjahr. Steigende 
Lohn- und Materialkosten und auch die 
explodierenden Energiepreise drücken 
merklich auf die Gewinne. Dabei kann 
der Handwerker die gestiegenen Ko-
sten regelmäßig nicht in vollem Umfang 
an den Kunden weiterreichen. Folglich 
verdienen wir Handwerker „unter’m 
Strich“ weniger. So bleiben - trotz des 
leichten Aufschwungs - einige Betriebe 
erst einmal skeptisch, investieren ver-
halten und warten ab, wie es weiter-
geht. Andere sehen ihre derzeitige Situ-
ation überwiegend positiv und schauen 
selbstbewusst in die Zukunft. 

Wo werden uns die nächsten Jahre hin-
führen? Viele Wirtschaftsbereiche, und 
gerade auch das produzierende Hand-
werk, müssen sich in kontinuierlichen 
Schritten vom produktorientierten 
Handeln, stärker dem Einsatz von Wis-
senstechnologien zuwenden. Neue 
Arbeit braucht Innovationen und neue 
Technologien, die wiederum auch neue 
Herausforderungen an die Menschen 
in der Region stellt. Ein gemeinschaft-
liches Handeln von Politik, Wirtschaft 

und Wissenschaft ist gefragt. Die  po-
litisch Verantwortlichen in den Kreisen 
Altenkirchen, Neuwied und Westerwald 
haben diesen Ball aufgegriffen. 

Ein Termin liegt mir besonders am Her-
zen. Bitte merken Sie sich den 5. Emp-
fang des Handwerks Rhein-Westerwald 
am 17. November 2007 vor. Der Emp-
fang findet abwechselnd in den Kreisen 
unseres Bezirks statt. In diesem Jahr  
sind wir zu Gast im Heimathaus der 
Stadt Neuwied. 

Uns als regional tätige Handwerksor-
ganisation bietet der Empfang die Ge-
legenheit, sich zu präsentieren und die 
Gäste aus erster Hand über uns berüh-
rende Themen zu informieren. Fördern 
möchten wir dadurch den Meinungsaus-
tausch zwischen den Gästen aus Han-
del, Handwerk, Politik und Verwaltung. 
Nutzen auch Sie diese Gelegenheit.

Es freut uns, Ihnen im festlichen Rah-
men einen abwechslungsreichen 
Nachmittag anzubieten. Besonders 
stolz sind wir auf die Personen, die wir 
für herausragende Leistungen ehren 
möchten. Zum einen sind das die be-
sten Prüflinge unserer Innungen. Zum 
anderen ehren wir die Handwerksmei-
sterinnen und –meister, die vor 25 Jah-
ren ihre Meisterprüfung ablegten. Die 
schriftliche Einladung zum Empfang 
wird Ihnen in den nächsten Tagen zu-
gestellt. Seien Sie unsere Gäste.    

Ich wünsche Ihnen einen schönen 
Herbst!

Herzliche Grüße

Kurt Krautscheid 
Vorsitzender Kreishandwerksmeister
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Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald
Postfach 1364, 56403 Montabaur

Terminhinweis

Anmeldung
Senden Sie uns Ihre Anmeldung bis 9. November 2007 per Post oder 
Fax - (02602) 100527 - zu. Gerne können Sie sich auch unter www.handwerk-rww.de/
empfang anmelden. Keine Antwort werten wir als Absage.
Anmeldung: Am 5. Empfang des Handwerks Rhein-Westerwald am 17. 11. 2007 um 
15.00 Uhr im Heimathaus Neuwied

       nehme ich teil                                                      kann ich leider nicht teilnehmen

Name/Vorname/Firma........................................................................................................

Straße/PLZ/Ort..................................................................................................................

Telefon................................................................................................................................

Mich begleitet/begleiten folgende Person/en:

...........................................................................................................................................
(Name, Vorname)

...........................................................................................................................................
(Name, Vorname)

...........................................................................................................................................
(Name, Vorname)

.............................................               ...............................................................................
Datum                                                 Unterschrift

Ehrungen:

Jahrgangsbeste Prüflinge 2007
Ehrungen der Prüfungsbesten der Innungen und Kammer-,

Landes- und ggf. Bundessieger des Leistungswettbewerbs der 
Deutschen Handwerksjugend

25 Jahre Meisterprüfung

Schornsteinfeger 
spenden

„Einer für Alle - Alle für Einen“ - Ge-
treu diesem Motto hatte die Schorn-
steinfeger-Innung Montabaur in ihrer 
diesjährigen Jahreshauptversammlung 
beschlossen, den Schornsteinfeger-
kollegen Maik Görg und seine Familie 
mit einer Spende zu unterstützen. Maik 
Görg liegt nach einem schweren Unfall 
noch immer im Wachkoma und befin-
det sich nach einer Operation zur Zeit 
in einer Reha-Maßnahme. Vorstands-
mitglied Peter Peuckert und Obermei-
ster Christof Kegler überreichten der 
Ehefrau Jenny Görg einen Scheck in 
Höhe von 1000 Euro.

Fahrplan 
 Ausbildungsbus

Schon seit einigen Jahren fährt im 
Auftrag des Westerwaldkreises ein 
Ausbildungsbus aus dem Raum Höhr-
Grenzhausen zur Berufsschule We-
sterburg und zurück. Nachstehend die 
Hin- und  Rückfahrzeiten ab Oktober 
2007. Betrieben wird die Linie durch 
WWH-Touristik, Nistertal, Telefon-Nr. 
02661-40695. Neben Einzelfahrschei-
nen werden auch Schülermonats-, 
Wochen- und Mehrfahrkarten ange-
boten. Falls nicht anders vermerkt, 
werden die örtlich bekannten Halte-
stellen angefahren.
	 Hinfahrt 	 Rückfahrt

Höhr-Grenzhausen/ 	 6.30 Uhr 	 16.05 Uhr
Schulzentr.

Alsbach/Mitte Ort	 6.38 Uhr 	 16.00 Uhr

Wittgert/ 	 6.45 Uhr 	 15.52 Uhr
Haltestelle Mitte Ort

Dessen/Mitte Ort 	 6.48 Uhr 	 15.50 Uhr

Oberhaid/Haltestelle 	 6.52 Uhr 	 15.46 Uhr

Selters/HAST. Voba 	 7.00 Uhr 	 15.40 Uhr

Goddert/Haltestelle 	 7.05 Uhr 	 15.37 Uhr

Rückeroth/ 	 7.07 Uhr 	 15.35 Uhr
HAST. Bundesstr.

Mündersbach/Haltestelle	 7.13 Uhr 	 15.30 Uhr

Herschbach/ 	 7.15 Uhr 	 15.28 Uhr
HAST. Bergstr.

Schenkelberg Haltestelle 	 7.18 Uhr 	 15.27 Uhr

Hartenfels/Haltestelle 	 7.20 Uhr 	 15.25 Uhr

Steinen/Haltestelle	 7.25 Uhr 	 15.20 Uhr

Westerburg/Berufsschule 	7.40 Uhr 	 15.10 Uhr

17. November 2007
15:00 Uhr Heimathaus Neuwied

5. Empfang des  
Handwerks Rhein-Westerwald
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Unternehmenssteuerreform 2008
So nutzen Sie die Neuerungen für Ihren Handwerks-Betrieb

Die Unternehmenssteuerreform 2008 
ist beschlossen. Ziele der Reform sind 
u. a. Verbesserung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Un-
ternehmen durch wettbewerbsfähige 
Steuersätze, weitgehende Rechtsform- 
und Finanzierungsneutralität von Kapi-
tal- und Personengesellschaften sowie 
die Einschränkung von unerwünschten 
steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten. 
Die Unternehmenssteuerreform tritt - 
mit Ausnahmen - am 1.1.2008 in Kraft.

Diese gewünschten Ergebnisse will der 
Gesetzgeber durch mehrere Maßnah-
men erreichen, die nachfolgend  kurz 

aufgezeigt werden. Dieser Bericht soll 
Ihre Fragen beantworten: Was bedeu-
tet dies für die Handwerks-GmbH, was 
für ein Personenunternehmen? Wel-
che Entlastungen, welche Belastungen 
kommen auf mich zu? Wie kann ich 
noch in 2007 Steuerminderungen best-
möglich nutzen und was sollte ich auf 
2008 „verschieben”?

Entlastung für die GmbH

Senkung des Körperschaftsteuer-
satzes auf 15 %
Als Kernpunkt der geplanten Unter-
nehmensteuerreform wird der Körper-

schaftsteuersatz ab 2008 von 25 % auf 
15 % gesenkt. Für Ihre GmbH bedeutet 
das eine Entlastung bei den Ertragsteu-
ern um immerhin 9 Prozentpunkte. (s. 
Beispiel 1)

Entlastung für  
Personenunternehmen

Die Gewerbesteueranrechnung  
auf die Einkommensteuer  
wird mehr als verdoppelt 

Die Gewerbesteuer wird bei Perso-
nenunternehmen (Einzelunternehmen, 
OHG, KG, GbR) künftig deutlich besser 
auf die Einkommensteuer angerechnet. 
So wird der Anrechnungsfaktor der Ge-
werbesteuer auf die Einkommensteuer 
vom bislang 1,8-fachen auf das 3,8-
fache des Gewerbesteuermessbetrags 
angehoben. Im Gegenzug ist die Ge-
werbesteuer nicht mehr als Betriebs-
ausgabe abzugsfähig.

Steuerbegünstigte Rücklage  
für einbehaltene Gewinne  
der Personenunternehmen

Nicht entnommene Gewinne werden 
ab dem 1.1.2008 durch die Gewährung 
einer steuerbegünstigten Thesaurie-
rungsrücklage i.H.v. 29,77% begünsti-
gt. Gegenüber dem bisher geltenden 
Spitzensteuertarif von rund 45,68% 
(inkl. Solidaritätszuschlag) bedeutet 

Bei einem zu versteuernden Gewinn von 100.000 Euro hat eine GmbH aktuell und 
nach der Reform folgende steuerliche Gesamtbelastung zu tragen:

Beispiel 1

	 bis Ende	 ab
	 2007	 2008

Gewinn vor Steuern	 100.000 € 	 100.000 €

Gewerbesteuer (Hebesatz 400%)	 16.667 € 	 14.000 €

Gewinn nach Gewerbesteuer	 83.333 € 	 100.000 €

Körperschaftssteuer (25%/15%)	 20.830 €	 15.000 €

Solidaritätszuschlag (5,5 %)	 1.150 €	  830 €

Gewerbesteuer/Körperschaftssteuer/
Solidaritätszuschlag gesamt 	 38.650 € 	 29.830 €

Steuerliche Gesamtbelastung	 38,65 %	 29,83%
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dies eine Senkung der Belastung i.H.v. 
rund 16 Punkten.

Werden die ermäßigt besteuerten Ge-
winne zu einem späteren Zeitpunkt 
entnommen, erfolgt eine Nachversteu-
erung in Höhe von 25%. Die Gesamt-
belastung aus Thesaurierungsbela-
stung und Nachversteuerung ist hierbei 
höher als die Besteuerung nach dem 
linear progressiven Einkommensteuer-
tarif.

Diese Entlastungen betreffen beide: 
GmbH und Personenunternehmen

Gewerbesteuermessbetrag  
wird gesenkt

Der Gewerbesteuermessbetrag wird 
rechtsformunabhängig - d. h. für Per-
sonenunternehmen und Kapitalgesell-
schaften - von 5% auf 3,5% gesenkt, 
d.h. die effektive Gewerbesteuerbela-
stung der Betriebe - der kleinen und 
mittleren GmbH wie der Personenun-
ternehmen - nimmt um rund 30% ab.

Einführung eines neuen Hinzurech-
nungsfreibetrags von 100.000 Euro

Das geltende Steuerrecht sieht die 
hälftige Hinzurechnung von Dauer-
schuldzinsen vor. Dies führt in Verlust-
perioden und bei höher verschuldeten 
Betrieben auch dann zu Gewerbesteu-
erbelastungen, wenn überhaupt keine 
Gewinne erzielt werden.

Künftig sollen nunmehr alle Zinsen 
für Verbindlichkeiten der Gewerbe-
steuer hinzugerechnet werden, aller-
dings nicht mehr zur Hälfte, sondern 
nur noch zu einem Viertel bzw. für 
den Finanzierungsanteil von Leasing 
mit 20%. Gleichzeitig wird erstmals 
ein sog. Hinzurechnungsfreibetrag in 
Höhe von 100.000 Euro eingeführt, bis 
zu dem Fremdfinanzierungsaufwen-
dungen nicht mehr in der steuerlichen 
Bemessungsgrundlage berücksichtigt 
werden. Das heißt: Erst bei mehr als 
400.000 Euro Fremdfinanzierungsauf-
wand zahlen Sie Gewerbesteuer.

Verbesserter  
§ 7g EStG-Investitionsabzugsbetrag

Die heutige Ansparrücklage oder An-
sparabschreibung gem. § 7g EStG 
wird in einen Investitionsabzugsbetrag 
umgewandelt. Wie bisher können Sie 
damit bis zu 40% der voraussichtlichen 
Anschaffungskosten schon vor dem 
Kauf eines Wirtschaftsgutes steuerlich 
als Ausgaben geltend machen.

Folgende Punkte verbessern sich:

Die Betriebsgrößengrenze wird von 
bisher vorgesehenen 210.000 Euro auf 
235.000 Euro erhöht.

Die Investitionsfrist wird von zwei auf 
drei Wirtschaftsjahre verlängert.

Die Anforderungen bei der Bezeich-
nung des Wirtschaftsguts werden flexi-
bilisiert. Es reicht künftig aus, das ge-
plante Investitionsgut seiner Funktion 
nach zu benennen.

Es verbleibt bei einer Sonderabschrei-
bung für kleine und mittlere Unterneh-
men von 20%.

Die Rücklage wird von derzeit 154.000 
Euro auf 200.000 Euro angehoben.

Auch für gebrauchte Wirtschaftsgüter 
kann künftig ein Investitionsabzugsbe-
trag gebildet werden.

Aber Vorsicht: Investieren Sie nicht in-
nerhalb des vorgeschriebenen Investi-
tionszeitraums von 3 Jahren, müssen 
Sie in jedem Fall den Investitionsab-
zugsbetrag rückgängig machen. Der 
Gewinn wird für das Jahr der Bildung 
des Abzugsbetrags erhöht - auch wenn 
der entsprechende Steuerbescheid be-
reits bestandskräftig ist -, und auf den 
erhaltenen Steuervorteil sind pro vollem 
Kalenderjahr 6% Zinsen nachzuentrich-
ten. Der Investitionsabzugsbetrag ist 
für alle Unternehmen einheitlich. Das 
bedeutet: Die bisherigen Erleichte-
rungen für Existenzgründer entfallen. a) 
Es gibt keine verlängerte Laufzeit von 
bis zu 6 Jahren (Jahr der Bildung und 
5 Folgejahre) mehr und b) Die erhöhte 
Obergrenze von 307.000 Euro entfällt.

Welche Belastungen 
betreffen Handwerksbetriebe?

Gewerbesteuer ist künftig  
keine Betriebsausgabe mehr

Bei der Ermittlung des körperschaft- 
und einkommensteuerpflichtigen Ge-
winns ist die Gewerbesteuer ab 2008 
nicht mehr als Betriebsausgabe ab-
ziehbar. Entsprechend erhöht sich die 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage 
bei der Körperschaft-bzw. Einkommen-
steuer und der Betrag der Gewerbe-
steuer.

Die Körperschaftsteuer wird ab 2008 
auf den Gewinn ohne Abzug der Ge-
werbesteuer berechnet. Da der Körper-
schaftsteuersatz aber gleichzeitig von 
25% auf 15% sinkt, fällt die Belastung 
insgesamt niedriger aus als bisher. Bei 
Personenunternehmen gleicht die mehr 
als verdoppelte Anrechnung der Ge-

werbesteuer auf die Einkommensteuer 
den belastenden Effekt des Wegfalls 
des Abzugs der Gewerbesteuer mehr 
als aus. (Beispiel 2)

Abschaffung der degressiven 
Abschreibung
Im Frühjahr 2006 wurde die degressive 
Abschreibung noch von 20% auf 30% 
bzw. den 3-fachen Betrag der linearen 
Abschreibung erhöht - allerdings befri-
stet bis Ende 2007. Für Anschaffungen 
ab dem 1.1.2008 wird die degressive 
AfA ersatzlos gestrichen. Prüfen Sie vor 
diesem Hintergrund, ob es sich lohnt, 
Anschaffungen vorzuziehen, um die 
höheren Anfangsabschreibungen nut-
zen zu können.

Beispiel: Sie wollen für 10.000 Euro eine 
Maschine für Ihre GmbH anschaffen. 
Die Nutzungsdauer laut AfA-Tabelle be-
trägt 10 Jahre. Kaufen Sie die Maschi-
ne schon 2007, dürfen Sie sie mit 30% 
degressiv abschreiben. Ab 2008 ist nur 
noch die lineare Abschreibung möglich.

Degressive und lineare  
Abschreibung im Vergleich

Jahr	 Abschreibungs-	 Abschreibungs-
	 betrag		  betrag
	 degressiv 	 linear
1	 3.000,00€	 1.000,00 €

2	 2.100,00 €	 1.000,00 €

3	 1.470,00 €	 1.000,00 €

4 	 1.029,00 €	 1.000,00€ 

5	 720,30 €	 1.000,00 €

6	 504,21 €	 1.000,00 €

7	 352,95 €	 1.000,00 €

8	 247,06 €	 1.000,00 €

9	 172,94 €	 1.000,00 €

10	 403,54 €	 1.000,00 €

Grenze für  
geringwertige Wirtschaftsgüter 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Sie 
Anschaffungskosten für sog. gering-
wertige Wirtschaftsgüter (GWG) sofort 
abschreiben können, verringert sich 
von bisher 410 Euro auf 150 Euro (§ 6 
Abs. 2 EStG) Alle Wirtschaftsgüter mit 
höheren Anschaffungskosten müssen 

Gewinn nach Wegfall des Abzugs der Gewerbesteuer

Beispiel 2

	 bis Ende	 ab
	 2007	 2008

Gewinn vor Steuern	 100.000 € 	 100.000 €

Gewerbesteuer (Messzahl 5%)
3,5% Hebesatz 400%)	 16.667 € 	 14.000 €

Gewinn nach Gewerbesteuer	 83.333 € 	 100.000 €
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über die betriebsgewöhnliche Nut-
zungsdauer abgeschrieben werden.

Abschreibungspool für Güter  
zwischen 150 Euro und 1.000 Euro

Für Wirtschaftsgüter mit Anschaffungs-
kosten über 150 Euro bis 1.000 Euro 
muss ab dem 1.1.2008 ein sog. Ab-
schreibungspool gebildet werden. Alle 
Wirtschaftsgüter, die in diesen Pool 
fließen, werden einheitlich mit 20% im 
Kalenderjahr, das heißt über 5 Jahre, 
abgeschrieben. Die 5-jährige Abschrei-
bung gilt pauschal auch dann, wenn 
das betreffende Wirtschaftsgut vorher 
verloren geht, zerstört oder verkauft 
wird.

Beispiel: Ein Handwerksbetrieb kauft 
im Januar 2008 zwei Drucker für je 200 
Euro. Während diese bisher voll ab-
geschrieben werden konnten, werden 
Sie nun in einen GWG-Pool für 2008 
eingestellt und über 5 Jahre linear ab-

geschrieben. Im Jahr der Anschaffung 
und in den 4 Folgejahren schreibt die 
GmbH also 80 Euro ab. Im Jahr 2009 
wird einer der Drucker defekt und lässt 
sich auch nicht mehr reparieren. An 
der Abschreibung ändert sich dadurch 
aber nichts.

Wann welcher  
Abschreibungszeitraum gilt

Im ersten Jahr: Wert des Wirtschafts-
guts (netto) bis 150 Euro, Abschreibung 
sofort als GWG.

Zweites Jahr, Wert des Wirtschafts-
guts (netto) von 150 bis 1000 Euro, Ab-
schreibung einheitlich für fünf Jahre.

Im dritten Jahr: Wert des Wirtschafts-
guts (netto) über 1000 Euro, Abschrei-
bung über die betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer laut AfA-Tabelle.

Was verändert die neue Abgeltungs-
steuer ab dem 1. 1. 2009?

Das ändert sich  
für Sie als Gesellschafter
Schüttet Ihre GmbH Gewinne aus, 
werden diese bisher nach dem Hal-
beinkünfteverfahren zu 50% dem per-
sönlichen Einkommensteuersatz un-
terworfen. Das gilt bisher unabhängig 
davon, ob die Anteile im Privat- oder 
Betriebsvermögen gehalten werden. 
Dabei bleibt es zunächst im Jahr 2008. 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2009 ist 
dann allerdings für die steuerliche Be-
handlung zu unterscheiden, ob die An-
teile im Privatvermögen oder Betriebs-
vermögen gehalten werden.

Anteile im Privatvermögen

Halten Sie als Gesellschafter GmbH-
Anteile im Privatvermögen, unterliegen 
Ausschüttungen ab 2009 vollständig 
der Abgeltungssteuer mit einem Steu-
ersatz von 25% zuzüglich Solidari-
tätszuschlag und ggf. Kirchensteuer 
- maximal jedoch dem persönlichen 
Steuersatz. Dasselbe gilt für Gewinne 
aus der Veräußerung von Geschäfts-
anteilen. Die Steuer wird direkt bei 
der Auszahlung der Erträge erhoben 
bzw. bei Veräußerungen im Rahmen 
der Einkommensteuerveranlagung. Das 
Halbeinkünfteverfahren für Gewinn-
ausschüttungen und Gewinne aus der 
Veräußerung von Gesellschaftsanteilen 
wird abgeschafft.

Anteile im Betriebsvermögen

Werden die Anteile im Betriebsvermö-
gen gehalten, sind Ausschüttungen nur 
noch zu 40% von der Steuer freigestellt. 
Dasselbe gilt für Veräußerungsgewinne. 
60% unterliegen dem persönlichen 
Einkommensteuersatz des jeweiligen 
Gesellschafters. Entsprechend kön-
nen Werbungskosten zu 60% steuer-
mindernd berücksichtigt werden. Das 

Halbeinkünfteverfahren wird also durch 
das „Teileinkünfteverfahren” abgelöst.

Führt die pauschale Besteuerung der 
Kapitaleinkünfte in Ihrem Fall gegen-
über der Besteuerung mit dem per-
sönlichen Steuersatz zu einer höheren 
Steuerbelastung, können Sie die Ein-
künfte in der Einkommensteuererklä-
rung angeben. 

Die Besteuerung der Spekulationsge-
schäfte wird neu geregelt. Gewinne aus 
dem Verkauf von Anteilen an Kapitalge-
sellschaften werden - unabhängig der 
Beteiligungshöhe - immer als Einkünf-
te aus Kapitalvermögen erfasst. Folge: 
Die bisherige Spekulationsfrist von 
einem Jahr entfällt. Die Neuregelung 
gilt für Verkäufe von Anteilen, die nach 
dem 31.12.2008 erworben werden. 
Gleiches gilt auch für Optionsgeschäfte 
und andere Termingeschäfte.

Die Spekulationsfrist für Immobilien 
bleibt mit 10 Jahren unverändert. Für 
andere Wirtschaftsgüter (nicht für die 
dann als Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen geltenden Wertpapiere und ähn-
liche Finanzinnovationen) verbleibt es 
bei einem Jahr Spekulationsfrist, z.B. 
bei Autos oder Einrichtungsgegen-
ständen. Werden aus solchen Gegen-
ständen Einkünfte erzielt (z.B. durch 
Vermietung), verlängert sich die Speku-
lationsfrist auf 10 Jahre. Die Freigrenze 
wird von 512 Euro auf 600 Euro ange-
hoben (§ 23 EStG).

Welche Werbungskosten  
sind künftig abziehbar

Im Rahmen der Abgeltungssteuer ist 
der Abzug der tatsächlichen Werbungs-
kosten ausgeschlossen. Der bisherige 
Sparerfreibetrag und Werbungskosten-
Pauschbetrag werden durch einen neu-
en Sparer-Pauschbetrag in Höhe von 
801 Euro bei Einzelveranlagung und 
1.602 Euro bei Zusammenveranlagung 
ersetzt.

Die Verlustverrechnung mit Einkünf-
ten aus anderen Einkunftsarten ist im 
Rahmen der Abgeltungssteuer aus-
geschlossen. Es kann auch kein Ver-
lustrücktrag mehr, dafür aber ein Ver-
lustvortrag ohne Beschränkung durch 
Mindestbesteuerungsregeln geltend 
gemacht werden.
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Steuern und Finanzen

Verzugszinssätze, Stand 1.7.07 

Zinsberechnung nach § 16 Nr. 5 VOB/B
Fassung 2000:

•	 alle Verbrauchergruppen 5% über
	 Spitzenrefinanzierungsfacilität

ab Datum 	 SRF Satz 	 Verzugszinsen
06.06.03 	 3%	  8,0%

Zinsberechnung nach §16 Nr. 5 VOB/B
Fassung 2006, bzw. §§ 247, 288 BGB für:

• (Privat-) Verbraucher 	 5% über Basiszins
• Unternehmen 	 8% über Basiszins

ab Datum 	 Basiszinsatz 	 Verzugszinsen
01.07.07 	 3,19% 		  8,19% Verbr.
				    11,19% Untern.

Der Basiszinssatz kann sich am 1.1.
und 1.7. eines Jahres ändern!

Nehmen Sie Bankkredite in Anspruch, kann 
gegen Vorlage einer Bankbestätigung auch
ein höherer Verzugszins berechnet werden.

   
Link auf den Zinsrechner:

www.basiszinssatz.info

Investitionen vorziehen

Es kann sich lohnen, längerfristig ge-
plante Investitionen noch in das Kalen-
derjahr 2007 vorzuziehen. Das rechnet 
sich doppelt: 1. Die Investitionen wir-
ken sich bei einem deutlich höheren 
Steuersatz stärker gewinnmindernd 
aus in 2008! 2. Sie können letztmals die 
degressive Abschreibung wählen und 
damit höhere Anfangsabschreibungen 
geltend machen!

Geringwertige Wirtschaftsgüter an-
schaffen

Auch geringwertige Wirtschaftsgüter 
sollten Sie ggf. schon 2007 anschaffen, 
denn: Die Grenze für die sofort abzugs-
fähigen geringwertigen Wirtschaftsgü-
ter wird ab 2008 von derzeit 410 Euro 
auf 150 Euro netto gesenkt. Teurere 
Anschaffungen müssen in einem Ab-
schreibungspool über 5 Jahre (bis zu 
einem Wert von 1.000 Euro) bzw. über 
die betriebsübliche Dauer laut AfA-Ta-
belle abgeschrieben werden.

Ansparabschreibung für Existenz-
gründer letztmals nutzen

Wurde Ihr Unternehmen vor maximal 
6 Jahren gegründet, können Sie in 
2007 letztmals die Sonderregelungen 
für eine Ansparabschreibung nutzen, 
d.h. Laufzeit von bis zu 6 Jahren. Kei-
ne Nachverzinsung bei Auflösung ohne 
Anschaffung und drittens die Bildung 
der Ansparabschreibung bis zu einem 
Gesamtbetrag von 307.000 Euro.

Mit der Anschaffung gebrauchter 
Wirtschaftsgüter warten

Warten Sie ggf. mit der Anschaffung 
gebrauchter Wirtschaftsgüter, denn ab 
dem Jahr 2008 ist erstmals auch für ge-
brauchte Wirtschaftsgüter die Bildung 
des Investitionsabzugsbetrages (§ 7 g 
EStG) möglich.

Rückstellungen bilden

Bilden Sie noch für das Wirtschaftsjahr 
2007 Rückstellungen und senken Sie 
damit die Steuerlast! Haben Sie alle 

Möglichkeiten zur Rückstellung für un-
gewisse Verbindlichkeiten, bspw. Droh-
verlustrückstellungen oder Gewähr-
leistungsgarantien, im laufenden Jahr 
2007 schon ausgenutzt? Besprechen 
Sie mit Ihrem Steuerberater, welche 
Möglichkeiten der Bilanzgestaltung Sie 
noch ergreifen können.

Ausschüttungen vorziehen

2009 entfällt das Halbeinkünfteverfah-
ren mit dem individuellen Einkommen-
steuersatz bei Gewinnausschüttungen 
der GmbH. Im Gegenzug wird künftig 
ein 25%iger Abgeltungssteuersatz 
auf den vollen Ausschüttungsbetrag 
zugrunde gelegt – bei Anteilen im Be-
triebsvermögen auf 60% des Betrags. 
Kalkulieren Sie jetzt, welche Ausschüt-
tungsbelastung für Sie im Einzelnen 
günstiger ist. Vom Ergebnis sollten Sie 
abhängig machen, ob Sie ohnehin ge-
plante Ausschüttungen bereits in 2007 
oder 2008 statt in 2009 tätigen.

Unternehmenssteuerreform 2008 
Was Sie noch in 2007 prüfen sollten

Zinsschranke

Grundgedanke der sogenannten Zins-
schranke ist die Beschränkung des 
Schuldzinsenabzugs. Im Unterschied 
zur heutigen Regelung der Gesellschaf-
ter-Fremdfinanzierung nach § 8 a KStG, 
die im Ergebnis nur Zinszahlungen an 
wesentlich beteiligte Anteilseigner be-
schränkt, ist von der Zinsschranke jede 
Art der Fremdfinanzierung betroffen, 
also insbesondere auch Bankdarlehen.

Die meisten mittelständischen Unter-
nehmen werden jedoch nicht davon 
betroffen sein, denn es gibt großzügige 
Ausnahmeregelungen. Die Zinsschran-
ke wird nicht angewendet, wenn der 
Nettozinsaufwand des Unternehmens 
kleiner ist als 1 Mio. Euro (Freigrenze!).

Mantelkauf

Im Rahmen der Unternehmenssteu-
erreform wird der Verlustvortrag beim 
sog. Mantelkauf eingeschränkt. Al-
leiniges Kriterium für die Verlustab-
zugsbeschränkung ist künftig der An-
teilseignerwechsel (§ 8 c KStG). Die 
Neuregelung sieht eine zweistufige 
Verlustbeschränkung vor:

1. Ein Verlustvortrag geht bei der Über-
tragung eines GmbH-Mantels teilweise 
verloren, wenn innerhalb eines Zeit-
raums von 5 Jahren mittelbar oder 
unmittelbar mehr als 25% der Anteile 

übertragen werden (schädlicher Anteils
erwerb). Nicht verrechnete Verluste sind 
dann insoweit nicht mehr abzieh-bar. 
Beispiel: Der übertragene Anteil beträgt 
40%. Dann sind 40% des Verlustvor-
trags dauerhaft nicht mehr abziehbar.

2. Werden innerhalb des 5-Jahres-Zeit-
raums mehr als 50% der Anteile über-
tragen, geht ein vorhandener Verlust-
vortrag sogar vollständig verloren.

Funktionsverlagerung

Der Wertetransfer in das Ausland soll 
einer sachgerechten Besteuerung un-
terworfen werden. Dabei soll durch 
eine Rechtsverordnung bzw. durch 
ein Anwendungsschreiben sicherge-
stellt werden, dass der Wertetransfer 
international üblich besteuert wird und 
damit sinnvolle grenzüberschreitende 
Umstrukturierungen nicht behindert 
werden.

Formen der Funktionsverlagerung : 
Funktionsausgliederung = vollständige 
Übertragung einer Funktion mit allen 
damit verbundenen Ertragschancen 
und -risiken sowie Entscheidungskom-
petenzen,

2. Funktionsabschmelzung = Übertra-
gung eines Teilbereichs einer Funktion 
und der damit verbundenen Ertrags
chancen und -risiken sowie Entschei-
dungskompetenzen,

3. Funktionsabspaltung = Übertragung 
der physischen Funktionsausübung 
unter Beibehaltung der Ertragschancen 
und -risiken sowie Entscheidungskom-
petenzen.

Stichworte zur Unternehmenssteuerreform: Kurz erklärt
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Arbeitsrecht

Haftungsausschluss: Die in diesem Ma-
gazin abgedruckten Artikel, Formulare 
und Empfehlungen wurden mit größt-
möglicher Sorgfalt und nach bestem Wis-
sen recherchiert und erstellt. Sie erheben 
aber keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Fehler sind nie auszuschließen. Auch wird 
die Verfallzeit von Gesetzen und Verord-
nungen immer kürzer. Es wird deshalb 
keine Gewähr für Aktualität, Richtigkeit, 
Vollständigkeit oder Qualität der in die-
sem Magazin bereitgestellten Informa-
tionen übernommen. Für Schäden ma-
terieller oder immaterieller Art, die durch 
die Nutzung oder Nichtnutzung der dar-
gebotenen Informationen bzw. durch die 
Nutzung fehlerhafter und unvollständiger 
Informationen unmittelbar oder mittelbar 
verursacht werden, haften der Heraus-
geber und die beteiligten Kreishand-
werkerschaften nicht, sofern ihnen nicht 
nachweislich vorsätzliches oder grob 
fahrlässiges Verschulden zur Last gelegt 
werden kann.

Was tun, wenn Ihr Auszubildender 
die Schule schwänzt

Leider kommt es immer häufiger vor, 
dass Auszubildende penetrant die 
Schule schwänzen. Keinesfalls haben 
Sie, als Ausbilder sofort das Recht zum 
Ausspruch einer Kündigung. Das LAG 
Hessen (11 Sa 1107/99) hat festgehal-
ten, welche Schritte unbedingt erfor-
derlich sind. 

a) Versuchen Sie zunächst die Gründe 
für das Schwänzen zu ermitteln. Ma-
chen Sie den Auszubildenden auf sei-
ne Pflichten aufmerksam und zeigen 
Sie ihm auf, welche Konsequenzen 
sein Verhalten hat. Kündigen Sie eine 
Abmahnung an, falls er sein Verhalten 
nicht unverzüglich ändert.

b) Wenn dies nichts nutzt und der 
Auszubildende weiterhin schwänzt, 
sollten Sie Kontakt zur Berufsschule 
aufnehmen und den Auszubildenden 
abmahnen. Schildern Sie derweil sein 
Vergehen exakt und geben Sie in der 
Abmahnung genau an, an welchen Be-
rufsschultagen er geschwänzt hat. For-
dern Sie ihn auf, in Zukunft regelmäßig 
am Unterricht teilzunehmen und drohen 
Sie andernfalls mit einer Kündigung.

Wichtig! Schicken Sie bei minderjähri-
gen Auszubildenden die Abmahnung 
an die Erziehungsberechtigten. Lassen 
Sie sich den Eingang bestätigen. 

Bleibt der Auszubildende trotz dieser 
Abmahnung erneut dem Berufsschul-
unterricht unentschuldigt fern, mahnen 
Sie den Auszubildenden (bei Minder-
jährigen seine Eltern) erneut ab. Bezie-
hen Sie sich dabei auf das Fehlverhal-
ten, das Sie in der ersten Abmahnung 
beschrieben haben. 

Bei minderjährigen Auszubildenden 
sollten Sie unbedingt das Gespräch 
mit den Eltern suchen. Dies ist zwin-
gend erforderlich. Sie müssen nach 
Ausführungen des LAG Hessen grund-
sätzlich alle pädagogischen Möglich-
keiten ausschöpfen, insbesondere bei 
Minderjährigen, das Fehlverhalten des 
Auszubildenden abzustellen.  Fehlt 
Ihr Auszubildender erneut unent-
schuldigt, haben Sie regelmäßig die 
Möglichkeit, das Ausbildungsverhältnis 
fristlos zu kündigen (W. Dohr, RA)

Kündigungsschutz für 
Schwerbehinderte

Schwerbehinderte Arbeitnehmer kom-
men nur in den Genuss des besonde-
ren Kündigungsschutzes, wenn Fristen 
eingehalten werden. Nach einer Ent-
scheidung des BAG gilt der Sonder-
kündigungsschutz nur, wenn ein Antrag 
auf Anerkennung als Schwerbehinder-
ter mindestens drei Wochen vor Zu-
gang der Kündigung gestellt wurde (2 
AZR 217/06). Das gelte auch für Arbeit-
nehmer, die einem Schwerbehinderten 
gleichgestellt seien. Mit der Entschei-
dung sei ein seit längerer Zeit beste-
hender Streit um die Auslegung einer 
Regelung im Sozialgesetzbuch beendet 
worden, teilten die Bundesrichter mit. 
Die Regelung war in das Gesetz einge-
fügt worden, damit Kündigungen nicht 
missbräuchlich erschwert werden. Die 
Klage einer Arbeitnehmerin scheiterte, 
weil sie ihren Gleichstellungsantrag mit 
Schwerbehinderten erst drei Tage vor 
der Kündigung gestellt hatte.

Arbeitnehmerunterrichtung bei 
einem Betriebsübergang

Nach § 613 a Abs. 5 BGB ist ein Ar-
beitnehmer vom bisherigen Arbeitge-
ber oder vom neuen Betriebsinhaber 
über einen Betriebsübergang zu unter-
richten. Die Unterrichtung dient dazu, 
dem betroffenen Arbeitnehmer eine 
ausreichende Wissensgrundlage für 
die Ausübung des Widerspruchsrechts 
zu geben. Unter anderem muss sorg-
fältig über die rechtlichen Folgen des 
Betriebsübergangs informiert werden. 
Eine Unterrichtung, die den Arbeitneh-
mer fehlerhaft über die Haftung des 
bisherigen Arbeitgebers und des neuen 
Betriebsinhabers über Verpflichtungen 
gemäß § 613 a Abs. 2 BGB informiert, 

ist nicht ordnungsgemäß, so dass sie 
die einmonatige Frist des Arbeitneh-
mers, dem Übergang seines Arbeits-
verhältnisses gemäß § 613 a Abs. 6 
BGB zu widersprechen, nicht auslöst. 
(BAG, 14.12.2006 –8 AZR 763/05)

Eine ordnungsgemäße Unterrichtung 
beinhaltet 

•	 den geplanten Zeitpunkt des Über-
gangs,

•	 den Grund für den Übergang,

•	 die rechtlichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen des Übergangs für 
die Arbeitnehmer und die hinsicht-
lich der Arbeitnehmer in Aussicht 
genommenen Maßnahmen.

Nachträgliche Klagestellung

Ein Arbeitnehmer, der eine arbeitsrecht-
liche Kündigung von seinem Arbeitge-
ber erhält, muss, wenn er sich gegen 
diese Kündiung wehren will, innerhalb 
von drei Wochen Kündigungsschutz-
klage vor dem Arbeitsgericht erheben. 
Wird diese Frist versäumt, kann er die 
nachträgliche Klagelassung nur noch 
dann erreichen, wenn er darlegen und 
beweisen kann, dass er nach Lage der 
Umstände unverschuldet verhindert 
war, die Klage rechtzeitig einzurei-
chen. Allein das Vorliegen eines Kran-
kenhausaufenthalts rechtfertigt dabei 
noch keine nachträgliche Zulassung 
der Kündigungsschutzklage. Es kommt 
vielmehr darauf an, ob der Arbeitneh-
mer durch seine Krankheit objektiv 
daran gehindert war, eine Klage zu for-
mulieren oder seine Rechte auf andere 
Weise wahrzunehmen (LAG Köln, Az.: 
3 Ta 23/06)

Die Bundesagentur für Arbeit schaltet 
bundesweite Service-Rufnummern 
für Arbeitnehmer und Arbeitgeber.

Die BA verbessert den telefonischen 
Service für ihre Kunden. Sowohl für 
Arbeitnehmer und Arbeitsuchende 
als auch für Arbeitgeber gibt es seit 
kurzem bundeseinheitliche Rufnum-
mern. Arbeitgeber erreichen unter 
0 18 01 – 66 44 66 von Montag bis 
Freitag von 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
den Arbeitgeberservice ihrer Agen-
tur für Arbeit. Dieses Angebot richtet 
sich insbesondere an die Arbeitgeber, 
die bisher noch keinen persönlichen 
Ansprechpartner mit eigener Durch-
wahl haben. In jedem Fall sprechen 
sie direkt mit einem persönlichen An-
sprechpartner, der ausschließlich Ar-
beitgeber berät. So können alle Fra-
gen rund um die Besetzung offener 
Arbeits- und Ausbildungsstellen oder 
zu Fördermöglichkeiten bei der Ein-
stellung von Arbeitslosen beantwor-
tet werden.

Einheitliche Service- 
Telefonnumern





Fahrt zur 60. Internationalen
Handwerksmesse München
Die 60. Internationale Handwerksmesse in München findet in der Zeit 

vom 28. Februar bis 5. März 2008 statt. 
Die Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald 

führt in der Zeit vom 28.2. bis 2.3. wieder eine Gruppenreise durch.

28. Februar bis 2. März 2008
Die Fahrt in einem modernen Reisebus 
beginnt am Donnerstag, 28. Februar, 
7.00 Uhr in Willroth. Weitere Zusteige-
möglichkeiten bestehen je nach Anmel-
dung in Neuwied und am ICE Bahnhof 
Montabaur. Am frühen Nachmittag  er-
reichen wir München; somit bleibt auch 
am Anreisetag genügend Zeit für eine 
erste Stadterkundung.

Unser Hotel “Stachus” ist zentral ge-
legen und damit optimaler Ausgangs-
punkt für den Aufenthalt in der Haupt-
stadt mit Herz.  Im günstigen Reisepreis 
von 220,- EUR p. P. (zzgl. MwSt) sind 
folgende Leistungen enthalten: Die 

Fahrt im modernen Reisebus, Mittages-
sen (ohne Getränk) auf der Hinfahrt und 
drei Übernachtungen mit Frühstück im 
Doppelzimmer. Wenn Sie ein Einzelzim-
mer wünschen, bitten wir um frühzeitige 
Reservierung, da nur wenige Einzelzim-
mer zur Verfügung stehen.  EZ-Zuschlag 
75,- EUR  p. P. (zzgl. MwSt).

Für den Messebesuch steht ausrei-
chend Zeit zur Verfügung. Daneben 
bestehen Möglichkeiten zur Besichti-
gung der Münchener Sehenswürdig-
keiten wie z. B. dem Olympiagelände, 
Allianzarena, das Deutsche Museum, 
Theaterbesuche, Stadtbummel usw. 

Zurück geht es am Sonntag um 14 Uhr 
ab dem Hotel “Stachus”. 

Die genauen Abfahrtszeiten und Hal-
tepunkte werden Ihnen  rechtzeitig 
bekannt gegeben. Es stehen nur eine 
begrenzte Anzahl Plätze zur Verfügung. 
Wir bitten deshalb um kurzfristige An-
meldung. Die Anmeldungen werden 
in der Reihenfolge des Eingangs be-
rücksichtigt. Ihr Vertragspartner ist die  
Rhein-Westerwald e.G., Betzdorf. Ha-
ben Sie Fragen?  Informationen erhal-
ten Sie bei GF Udo Runkel Tel. 02631/ 
94640.

Mit freundlichen Grüßen

Kurt Krautscheid						      Udo Runkel
Vors. Kreishandwerksmeister						      Geschäftsführer

Anmeldung zur 60. I.HM.       Einsenden per Post oder Fax an: 0 26 31 / 94 64 11

Hiermit melde(n) ich/wir..........Personen verbindlich an.

Der Betrag in Höhe von (220,- EUR/p.P ggf. + EZ-Zuschlag von 75,- EUR p.P. zzgl. MwSt) soll nach Rech-
nungsstellung abgebucht werden von meinem/unserem

Konto Nr.			      bei Kreditinstitut			             BLZ

Ort, Datum					             Absenderanschrift/Stempel:

Unterschrift

An die

Kreishandwerkerschaft RWW

Langendorfer Straße 91

56564 Neuwied

Namen der einzelnen Teilnehmer:

1. Frau/Herr

2. Frau/Herr

3. Frau/Herr

4. Frau/Herr

Hier abtrennen und per Post oder Fax einsenden
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Das  
Handwerkerverzeichnis
der Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald

Branchenbuch der Meisterbetriebe
aus den Kreisen
Altenkirchen, Neuwied und Westerwald
2. Auflage

Branchenbuch der 
Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald 

liegt zur Abholung bereit
Wer sich für handwerkliche Leistungen 
interessiert, kann sich im Handwerker-
verzeichnis einen Überblick über die 
leistungsfähigen Betriebe in der Regi-
on verschaffen. Es hilft all denen, die 
eine handwerkliche Leistung benötigen 
oder leistungsfähige Zulieferer suchen. 
Das Handwerkerverzeichnis ist das ein-
zige Branchenbuch, in dem sich aus-
schließlich Innungsbetriebe darstellen 
dürfen, also Fachbetriebe die Mitglied 
ihrer Innung sind. Diese Betriebe bieten 

mit ihrem fortschrittlichen Know-how 
Gewähr dafür, dass Leistungen mei-
sterlich, individuell, stilgerecht und zur 
Zufriedenheit der Kunden ausgeführt 
werden. Es vermittelt in eindrucks-
voller Weise die Stärke und Vielfalt der 
heimischen Handwerksbetriebe. Das 
Handwerkerverzeichnis erhalten Kun-
den und Betriebe ab sofort bei Ihrer 
Geschäftsstelle der Kreishandwerker-
schaft Rhein-Westerwald.

Ehrenamtsträger der Kreishandwer-
kerschaft und der Innungen Rhein-
Westerwald folgten einer Einladung 
des CDU Bundestagsabgeordneten 
Joachim Hörster MdB, Westerburg, zu 
einer Berlin-Fahrt für politisch interes-
sierte Bürger. Zwei Tage standen ganz 
im Zeichen der Besuche politischer 
und historischer Einrichtungen im Bun-
deskanzleramt, im Wirtschafts- und im 

Reisen bildet! 
Außenministerium sowie im Reichs-
tag. Der sich anschließende Gang auf 
die Kuppel verschaffte einen Überblick 
über die Ausdehnung der deutschen 
Hauptstadt. Nachhaltigen Eindruck auf 
die Reiseteilnehmer hinterließen Be-
such und Führung in der Gedenkstätte 
Deutscher Widerstand (Stauffenberg-
Gedenkstätte) im Bentler-Block in Ber-
lin-Tiergarten. 

Nacht der 1000 Lichter

Kreissparkasse Altenkirchen

S-Impulse Vortrag
Thema: 

„Klima 2020 - die Uno schlägt 
Alarm. Was erwartet uns in den 

nächsten Jahren“

am 14.11.2007, um 19.00 Uhr in der 
Stadthalle Ransbach

Dieter Walch (ZDF),
Dipl. Meteorologe, 

es werden keine Eintrittskarten verteilt 
- der Eintritt ist kostenlos frei nach 
dem Motto:  wer zuerst kommt... 

Vortragsveranstaltung
„Riester-Rente“

 mit Walter Riester, 
MdB, Bundesminister a.D.

am 30.11.2007 in der
 Stadthalle in Altenkirchen

Beginn 19.30, Einlass 18.30 Uhr

Karten in allen Geschäftsstellen der 
Kreissparkasse Altenkirchen oder

 unter www.kskak.de 

Unter diesem Motto fand eine der besten 
Veranstaltungen der Kreishandwerker-
schaft und Innungen Rhein-Westerwald 
statt. Rund 500 Personen aus unseren 
Innungsbetrieben waren am 8. Septem-
ber 2007 der Einladung zur Schifffahrt 
nach Oberwesel gefolgt. Die von der Ge-

schäftsstelle Neuwied  organisierte Fahrt 
führte mit den Schiffen „Carmen Sylva“ 
und „Schloß Engers“ von Oberwesel aus 
den Rhein abwärts. Den Gästen der 36 
Schiffe umfassenden Flotte und vielen 
Schaulustigen am Ufer wurde dabei ein 
20minütiges Großfeuerwerk geboten. 

Die Teilnehmer waren begeistert, denn 
die Stimmung an Bord war super,  der 
Ablauf störungsfrei und der Gesamt-
rahmen passte. Was will man mehr. Si-
cher wird allen Beteiligten dieser schöne 
Abend auf der herrlichen Mittelrheinstre-
cke in bester Erinnerung bleiben.  

Kreissparkasse Westerwald
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Nicht funktionierende oder falsch 
eingestellte Scheinwerfer bedeuten 
bei schlechten Sichtverhältnissen im 
Herbst und Winter ein erhebliches Si-
cherheitsrisiko für alle Verkehrsteilneh-
mer. Denn mit defekten Scheinwerfern 
bringt man sich und andere Verkehrs-
teilnehmer in Gefahr. Der kostenlose 
Licht-Test, organisiert vom Deutschen 
Kraftfahrzeuggewerbe und der Deut-
schen Verkehrswacht, will auch in die-
sem Jahr, vom 1. bis zum 31. Oktober 
2007, wieder für mehr Sicherheit auf 
den Straßen sorgen.

Bessere Aussichten auch  
für Brummis

Auch Nutzfahrzeuge profitieren von der 
Beleuchtungsaktion. Vielfahrer ken-
nen das Problem: Plötzlich taucht bei 
schlechtem Wetter, Nebel oder stei-
len Autobahnanstiegen ein langsamer 
Brummifahrer direkt vor ihnen auf. 
Grund: das rückwärtige Licht ist außer 
Funktion oder stark verschmutzt. 

Mängelquote hoch
Die erste Licht-Test-Mängelstatistik 
für Nutzfahrzeuge aus dem Jahr 2006 
bestätigt den Handlungsbedarf: Je-
der vierte Brummi war mit fehlerhafter 
Licht-Anlage unterwegs.

Die hohe Mängelquote von rund 
23 Prozent ergab auf den Bestand 
hochgerechnet rund  480.000 Nutz-
fahrzeuge mit Licht-Mängeln. Dabei 
standen Defekte an einem oder auch 
beiden Scheinwerfern in der Mängel-
liste ganz oben. Jeder fünfte Trucker 
oder Busfahrer war „einäugig“ unter-
wegs. Rund dreizehn Prozent der über-
prüften Scheinwerfer waren zu hoch 
eingestellt. Auch Mängel an der rück-
wärtigen Beleuchtung waren mit elf 
Prozent deutlich zu hoch. 

Das Ergebnis, sagte ein Sprecher der 
Kfz-Innungen, bestärke die Absicht, die 
Überprüfung der Nutzfahrzeuge auch 
2007 fortzusetzen. In der dunklen Jah-
reszeit und bei schlechten Witterungs-
verhältnissen stellten Nutzfahrzeuge 

Neue Förderdatenbank des Bundes 
mit erweiterten Suchmöglichkeiten, 
zusätzlichen Inhalten und rundum 
aktualisierter Optik wurde im Internet 
freigegeben.

Unter der Adresse www.foerderda-
tenbank.de stehen detaillierte Infor-
mationen über mehr als 1.000 Förder-
programme von Bund, Ländern und 
Europäischer Union zum Abruf bereit. 
Das erweiterte Angebot umfasst u.a. 
einen Förderassistenten, der inte-
ressierte Gründer und Unternehmer 
Schritt für Schritt zum passenden För-
derangebot führt.

Die gezielte Suche nach geeigneten 
Programmen ist durch eine neue 
Suchmaske jetzt noch einfacher: Das 
Ergebnis kann anhand verschiedener 
Förderkriterien gefiltert werden. Bei-
spielsweise könnte ein Handwerker 

direkt nach Fördermaßnahmen in sei-
nem Bundesland für den Bereich For-
schung und Innovation suchen. Dabei 
ist es möglich, die gewünschte För-
derart vorzugeben, sodass beispiels-
weise ausschließlich Programme mit 
Darlehen angezeigt werden.

Einführende und erläuternde Informati-
onen ergänzen das umfassende Ange-
bot. Unter der Rubrik „Förderwissen” 
finden Interessierte ab sofort Einfüh-
rungen in die wichtigsten Gebiete wie 
beispielsweise Gründung und Wachs-
tum, Forschung und Innovation oder 
Regionalförderung. Ein Glossar erklärt 
rund 100 Fachbegriffe aus der För-
derpraxis und ein Kalender mit den 
wichtigsten Förderterminen beinhaltet 
aktuelle Ausschreibungen und Wett-
bewerbe des Bundes, der Länder und 
der Europäischen Union.

BMWi veröffentlicht  
neue Förderdatenbank im Internet

Kfz-Meisterbetriebe für 
gute Beleuchtung

ohnehin ein erhöhtes Sicherheitsrisiko 
dar. Brummifahrer sollten daher stär-
ker als bisher auf die Lichtanlage ihres 
Fahrzeugs achten. 

Wie auch bei den Pkw weist die Kfz-
Innung generell darauf hin, dass die 
einwandfreie Funktion der Beleuch-
tungsanlage allein noch kein Garant für 
gutes Sehen und Gesehen werden ist. 
Umweltschmutz, Insekten, Schmierfilm 
nach Regen etc. könnten Scheinwer-
fer und Scheiben derart verunreinigen, 
dass nur noch der Gebrauch eines 
Glasreinigers für die entsprechende Si-
cherheit sorgt. Auch ein Auswechseln 
der Wischer sei beizeiten notwendig.

Und für alle Trucker und Busfahrer gel-
te: Die jährliche Kontrolle der Sehstärke 
sollte freiwillige Pflicht sein. Augenop-
tiker würden im Aktionsmonat Oktober 
daher alle Führerscheinbesitzer zum 
kostenlosen Seh-Test einladen.

Lichttuning und Ersatzlampenbox
Seit drei Jahren können Trucker und Bus-
fahrer auf spezielle 24 Volt-Scheinwerfer-
lampen zurückgreifen, die nahezu doppelt 
so viel Licht gegenüber herkömmlichen 
Lichtquellen auf die Straße bringen. Auch 
so genannte Ersatzlampenboxen garan-
tierten, dass Brummifahrer ungetrübte 
Sicht haben und von anderen Verkehrs-
teilnehmern gesehen werden, wenn ein-
mal keine Werkstatt in der Nähe ist.

Das Internet informiert

Der Licht-Test 2007 ist mit eige-
nem Internet-Auftritt im Netz: Unter 
www.licht-test.de können sich Au-
tofahrer informieren. Zum zweiten 
Mal werden in diesem Jahr auch 
Brummifahrer in diese erfolgreiche 
Aktion eingebunden.

Wer an der Aktion teilnimmt kann 
doppelt gewinnen: Der Hauptpreis 
des Licht-Test-Gewinnspiels ist ein 
Citroën C4 Picasso.
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Das Projekt heißt WeGebAU, und 
dieses Kürzel ist zugleich Programm: 
Die Agenturen für Arbeit Montabaur und 
Neuwied wollen den Weg ebnen für die 
„Weiterbildung Geringqualifizierter und 
beschäftigter Älterer in Unternehmen“. 

Um dies zu fördern, stehen im Agen-
turbezirk Montabaur (Landkreise Mon-
tabaur und Rhein-Lahn) im laufenden 
Jahr 622.000 Euro zur Verfügung, im 
Nachbarbezirk (Landkreise Neuwied 
und Altenkirchen) knapp 627.000 Euro.

Über WeGebAU bekommen Berufstä-
tige, die älter als 45 Jahre und in Be-
trieben mit bis zu 250 Mitarbeitern 
beschäftigt sind, die Gelegenheit, ihre 

Lernen im Job wird gefördert
Sonderprogramm der Agenturen für Arbeit in Montabaur und Neuwied:  Attraktive Angebote aus dem Kfz-Bereich

spezifischen Kenntnisse auf den neu-
esten Stand zu bringen. Die zweite 
Zielgruppe sind ungelernte Kräfte ohne 
Berufsabschluss.

Für das Handwerk gibt es derzeit at-
traktive WeGebAU-Angebote: Die 
Agenturen für Arbeit können die Teil-
nahme an Lehrgängen fördern, die die 
Hwk Koblenz im Kfz-Bereich bietet. Sie 
reichen von der Abgas-Untersuchung 
über MIG-Löten und Sachkunde Klima-
anlage bis hin zu Gesprächsführung/
Kommunikation.

Betriebe, die sich für diese Angebote 
oder das WeGebAU-Programm im All-

Mit einer Kündigungsschutzklage kann 
ein Arbeitnehmer, auf den das Kündi-
gungsschutzgesetz Anwendung findet, 
eine Kündigung vor dem zuständigen 
Arbeitsgericht überprüfen lassen. Klagt 
ein Mitarbeiter gegen die Kündigung, 
besteht die Gefahr, dass das Gericht 
die Kündigung für unwirksam erklärt. 
Sie sollten in einem solchen Fall den 
Arbeitnehmer ausdrücklich zur Wie-
deraufnahme seiner Tätigkeit auffor-
dern. Ansonsten müssen Sie auch 
ohne Gegenleistung bis zum Ende des 
Rechtsstreits - und dies kann sich über 
Monate hinziehen - die vereinbarte Ver-
gütung zahlen. Dies entschied das BAG 
am 22.02.2000 (Az.: 9 AZR 194/99). 
Nach diesem Urteil ist es allein Sache 
des Arbeitgebers, einem Arbeitnehmer 
Arbeit zuzuweisen. Unterlässt er dies, 
kann er nicht später darauf verweisen, 
der Arbeitnehmer habe die Arbeits-
aufnahme und den möglichen Erwerb 
böswillig unterlassen. Durch eine vom 
Gericht festgestellte Unwirksamkeit der 
Kündigung wurde das Arbeitsverhältnis 
nämlich nicht beendet, so dass Sie sich 
als Arbeitgeber im Annahmeverzug be-
finden.

In gewissem Umfang können Sie sich 
davor schützen, in dem Sie nach Kla-
geerhalt den Mitarbeiter auffordern, 
über die Kündigungsfrist hinaus bis 
zum Abschluss des Rechtsstreites 
weiter zu arbeiten. Eine solche Weiter-
beschäftigungsvereinbarung ist aller-
dings, da es sich um einen befristeten 

Kündigungsschutzklage

gemeinen interessieren, werden gebe-
ten, sich an ihre direkten Ansprechpart-
ner vom Arbeitgeberservice (AGS) der 
Agenturen zu wenden.

Zudem ist der AGS über die zentrale 
Rufnummer 01801/66 44 66 erreich-
bar. Weitere Kontaktmöglichkeiten 
sind Fax und E-Mail. Für Montabaur: 
02602/123-665, Montabaur.arbeitge-
ber@arbeitsagentur.de, für Neuwied: 
02631/891-910-115, Neuwied.arbeit-
geber@arbeitsagentur.de.

Arbeitsvertrag handelt, nur gültig, wenn 
sie schriftlich vereinbart wurde. Es ge-
nügt nicht, wenn Sie den Mitarbeiter 
schriftlich auffordern, bis zum Ende 
des Rechtsstreits weiter zu arbeiten. In 
diesem Fall würde, falls der Mitarbeiter 
tatsächlich die Arbeit wieder aufnimmt, 
ein neues unbefristetes Arbeitsverhält-
nis entstehen. Gerade dies wollten Sie 
aber durch Ausspruch der Kündigung 
beenden. Lehnt der Mitarbeiter die 
Weiterbeschäftigung ab, kann dies für 
ihn zur Folge haben, dass die Bezah-
lung auf der Grundlage des Annahme-
verzugs nicht mehr stattfindet. Beruht 
die Kündigung auf schwerwiegenden 
Gründen, kann der Arbeitnehmer die 
Weiterbeschäftigung ggf. als unzumut
bar ablehnen (BG 14.09.03 - 5 AZR 
500/02).

Nach Erhalt einer Kündigungsschutz-
klage sollten Sie umgehend Rat bei 
Ihrer Verbandsgeschäftsstelle oder 

einem versierten Arbeitsrechtsexperten 
einholen.

Die Darlegungs- und Beweislast für 
die Tatsachen, welche den wich-
tigen Grund für die ordentliche 
oder außerordentliche Kündigung 
ergeben, trägt der Arbeitgeber. Der 
Arbeitnehmer muss im Falle der 
Klage die behaupteten wichtigen 
Gründe „substantiiert“ bestreiten. 
Er muss also den Gegenbeweis 
nach Zeitpunkt, Ort und Vorgang 
beweiskräftig führen. Den Gegen-
vortrag des Arbeitnehmers muss 
dann der Arbeitgeber beweiskräftig 
widerlegen (BAG 24.11.83 - 2 AZR 
327/82). Grundsätzlich gilt in einem 
arbeitsgerichtlichen Verfahren: Je-
der der Parteien muss die für ihn 
günstigen Tatsachen selbst darle-
gen und auch beweisen.

Sie sollten deshalb folgende Vereinbarung treffen:

Der Arbeitgeber (Name, Anschrift).........................................................................

und der Arbeitnehmer (Name, Anschrift)...............................................................

vereinbaren den befristeten Fortbestand des gekündigten Arbeitsverhältnisses 
zu den bisherigen Vertragsbedingungen bis zum Abschluss des anhängigen 
Rechtsstreits über die Wirksamkeit der Kündigungserklärung vom....................

Ort/Datum	                                         Unterschrift 

                                                                 Arbeitgeber + Arbeitnehmer
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Von Gewerbetreibenden erwarten Juris-
ten, dass Sie beim Abschluss von Verträ-
gen, aber auch generell, wenn sie unter 
ein Schriftstück eine Unterschrift setzen, 
sehr viel mehr Sorgfalt walten lassen als 
der „gewöhnliche Bürger“. Es kommt je-
doch immer wieder vor, dass in der Het-
ze des Tages etwas mal ganz nebenbei 
unterschrieben wird. Dieses Verhalten 
machen sich diverse dubiose Anzeigen-
verlage zu nutze. Die Geschäftsstellen 
der Kreishandwerkerschaft werden im-
mer wieder mit Anfragen und mit bereits 
unterschriebenen Aufträgen konfron-
tiert. Es folgt dann meistens die Frage: 
Was kann ich jetzt tun? Mit ein Grund für 
Brennpunkt Handwerk, über dieses The-
ma noch einmal aktuell zu berichten.

In regelmäßigen Abständen liegen sie 
bei der Geschäftspost, die Formulare 
von unseriösen Verlagsgesellschaften. 
Diese Formulare sind durchweg von der 
Aufmachung so gestaltet, daß kaum er-
kennbar ist, daß sie den Zweck haben, 
die Gewerbetreibenden vertraglich zu 
binden. Erst bei genauestem Lesen ist 
zu erkennen, daß nach deren Inhalt der 
Unternehmer einen Vertrag über einen 
Brancheneintrag im Internet oder eine 
Werbeanzeige in einer unbekannten 
Broschüre abschließt. Dieser Vertrag 
kostet natürlich Geld... und das nicht 
zu knapp.

Es gibt dabei drei Hauptformen solcher 
Anzeigenofferten.

1. Rechnungsähnliche 
Eintragungsofferten

Zum einen handelt es sich um Eintra-
gungsofferten, die als Rechnungen 
getarnt sind. Sie suggerieren, daß ein 
Vertrag bereits zustande gekommen 
ist und die Kosten nunmehr berechnet 
werden. Anzeigenpreis und Umsatz-

steuer werden ausgewiesen. Ein vor-
bereiteter Überweisungsträger hängt 
an. Erst an versteckter Stelle, meist in 
den allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen, steht, daß es sich nicht um eine 
Rechnung handelt, sondern um ein 
Vertragsangebot und daß der Vertrag 
erst mit der Zahlung zustande kommt.

Die Versender solcher Eintragungsoffer-
ten hoffen, daß die Empfänger denken, 
es handele sich um eine Rechnung für 
eine vertraglich bereits zuvor vereinbar-
te Leistung. Sie nutzen aus, daß oftmals 
bei Eingang einer Rechnung in der Hek-
tik des Alltages diese nicht auf ihre Be-
rechtigung geprüft, sondern nach dem 
Motto „Es wird schon alles richtig sein“ 
bezahlt wird. Die überwiegende Recht-
sprechung hoch bis zum Bundesge-
richtshof ist der Auffassung, daß sol-
che rechnungsähnlich aufgemachten 
Anzeigenofferten irreführend sind. Ent-
sprechend kann auch die vermeintlich 
auf eine berechtigte Rechnung erfolgte 
Zahlung zurückverlangt werden.

2. Augenscheinlich kostenloser 
Datenabgleich

Die weitere Form von Anzeigenoffer-
ten stellen Formulare dar, die den Ein-
druck erwecken, daß angeschriebene 
Unternehmen sei kostenlos mit einem 
Brancheneintrag in einer Internetdaten-
bank der betreffenden Verlagsgesell-
schaft eingetragen und solle nunmehr 
den auf dem Formular ausgedruckten 
Brancheneintrag auf seine Aktualität 
hin überprüfen. Es wird in dem An-
schreiben gebeten, das Formular nach 
Überprüfung, gegebenenfalls korrigiert, 
unterschrieben zurückzusenden.

Das Formular enthält sodann noch ei-
nen meist ohne Absätze geschriebenen 
unübersichtlichen Fließtext. 

Während die ersten Sätze dort irgend-
welche unwichtigen allgemeinen Infor-
mationen enthalten und den Eindruck 
erwecken, es lohne sich nicht, weiter-
zulesen, folgt dann die Regelung, daß 
mit der Unterzeichnung und Rück-
sendung ein entgeltlicher Vertrag ge-
schlossen wird. Unmittelbar vor dem 
Unterschriftsfeld enthält der Fließtext 
dann wieder unwichtiges und keinen 
Hinweis auf die mit der Unterschrift ent-
stehenden Kosten. Vom Leser wird der 
für ihn „wichtige“ Abschnitt meist nicht 
mehr beachtet. Diese „Unachtsamkeit“ 
kann oftmals Kosten von mehreren tau-
send Euro verursachen. 

Auch zu solchen Formularen existiert 
eine umfangreiche Rechtsprechung. 
Neben einigen Urteilen, die eine Zah-

lungspflicht bejaht haben, wurde im 
übrigen überwiegend ausgeurteilt, daß 
die Formulare irreführend ausgestaltet 
sind und deshalb eine Zahlungsver-
pflichtung nicht wirksam vereinbart ist. 
Leider reagieren die Versender dann 
immer wieder auf solche für sie nega-
tiven Rechtsprechung, und verändern 
ihre Formulare in Nuancen in der Hoff-
nung, daß sie nunmehr juristisch nicht 
zu beanstanden sind. Wichtig ist des-
halb bei der Abwehr von Zahlungsan-
sprüchen, daß man sich nicht nur auf 
die bisherige Rechtsprechung verläßt, 
sondern überprüft, inwieweit die be-
treffenden Urteile sich mit inhaltsglei-
chen Formularen befaßt haben und wo 
gegebenenfalls die Abweichungen zum 
eigenen Fall liegen.

3. Kölner Masche
Die dritte Form der Anzeigenofferten 
wird im polizeilichen Fachjargon als 
„Kölner Masche“ bezeichnet. Der Name 
rührt daher, daß eine größere Zahl der 
so agierenden Verlagsgesellschaften 
früher im Kölner Raum ansässig war.

Die Vorgehensweise ist dabei so, daß 
die Verlage sich seriöse Zeitungen, 
Anzeigenblätter und Vereinshefte be-
sorgen. Die dort inserierenden Gewer-
betreibenden werden sodann, kurz 
bevor die neue Ausgabe turnusmäßig 
erscheint, angerufen. 

Diese Anrufe werden im Polizeijargon 
Kaltansprache genannt. Der Anrufer 
täuscht vor, vom Verlag zu sein, bei 
dem die Anzeige berechtigterweise er-
schienen ist und fragt, ob die Anzeige 
wieder geschaltet werden soll. Er kün-
digt an, die Anzeige vom letzten Mal  
zuzufaxen, damit man prüfen kann, ob 
sie noch aktuell ist. Er bittet, daß dieser 
Korrekturabzug sodann bitte sofort ge-
gengezeichnet zurückgeschickt wird, 
da der Druck der neuen Auflage unmit-
telbar bevorsteht. Sodann erreicht die 
Gewerbetreibenden auch ein Formular. 
Neben allerlei Kleingedrucktem ist dort 
die eigene Anzeige aufgedruckt. Da die 
Zeit knapp ist, wird das Formular meist 
nicht gelesen, sondern nach Überprü-
fung, ob die Anzeigen wieder so er-
scheinen soll, blind unterschrieben und 
zurückgefaxt.

Entsprechend wird leider übersehen, 
daß das Formular überhaupt nicht von 
dem Verlag stammt, mit dem man bis-
lang vertrauensvoll zusammengearbei-
tet hat, sondern vielmehr von einem 
neuen völlig unbekannten Verlag.  Bei 
genauem Lesen des Formulares steht 
dort, daß in irgendeinem bislang meist 
völlig unbekannten Heft die Anzeige 

Warnung vor Anzeigenofferten 
von Verlagsgesellschaften
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Ihr Kompetenter Partner in Sachen Werbetechnik!

Ihr Lackierfachbetrieb
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Mobil: 0170 3192397
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Ihr kompetenter

 Partner in

 Sachen

Werbetechnik

Die ILZ-WERBUNG & TECHNIK ist eine 
kompetente Anlaufstelle im Bereich des 
Werbeanlagen- und Konstruktionsbau 

Neben einem großen Sortiment an Standar-
dartikeln wird in allen Bereichen der Wer-
bung & Technik gearbeitet.

Die Bedeutung der ständigen Weiterent-
wicklung wurde von den Unternehmern er-
kannt und bekam schon früh einen hohen 
Stellenwert.

Flexibel und leistungsbereit wird ständig in 
allen Bereichen der Technik investiert. Insbe-
sondere wurde dem Markt Rechnung getra-
gen und die Bereiche Digitaldruck, Werbe-
technik und Metallbau ausgebaut.

CNC-Fräsarbeiten                    

Digitaldruck

Fahnen

Fahnenmasten

Fräsbuchstaben

Folienplotts

Metallbau

Konstruktions- &

Werbeanlagenbau

KFZ-Beschriftungen

Leuchttransparente

LED-Systeme

Lichtleisten

 

Planenbeschriftungen

Pylone

Profilbuchstaben

Schilder- &

Schilderanlagen

Siebdruck

Spannbanner

Sublimationsdruck

Jahnstrasse 41a
D-56235 Ransbach-Baumbach

 Tel. 02623 / 928 787-0
Fax 02624 / 928 787-7

Homepage: www.ilz-westerwald.de
E-Mail: roland.endres@ilz-westerwald.de

Sonnenberg 7
D-56249 Herschbach /UWW
Tel. 02626 / 923 506
Fax 02626 / 923 507

In den Erlen
D-56206 Hilgert
Tel. 02624 / 94338-0
Fax 02624 / 943381

oft mehrmals zu horrenden Preisen 
erscheinen soll und daß man mit Un-
terzeichnung und Rücksendung dieses 
Angebot annimmt.

Die Rechtsprechung zur Frage, ob auf-
grund der Unterschrift  die Forderun-
gen der unseriösen Verlage zu erfüllen 
sind, ist leider noch uneinheitlich. Es 
gibt Gerichte, die bereits ohne Bewer-
tung der Kaltansprache aus der Tatsa-
che, daß der Verlag die Anzeige aus ei-
nem anderen Medium in sein Formular 
einkopiert hat, entschieden haben, daß 
keine Zahlungsverpflichtung besteht.

Anderen Gerichten kommt es darauf 
an, welche Zusagen in der Kaltanspra-
che gegeben wurden. Insoweit sind 
die angesprochenen Gewerbetreiben-
den beweisbelastet, können allerdings 
meist mangels Zeugen den Inhalt des 
konkreten Gespräches nicht unter Be-
weis stellen. Man sollte ungeachtet der 
juristischen Auseinandersetzung von 
dem Verlag deshalb ein Belegexem-
plar zum Nachweis der erschienenen 
Anzeige anfordern, damit man die da-
rin enthaltenen anderen Anzeigenkun-
den kontaktieren kann. Sollte ein Be-
legexemplar nicht übersandt werden, 
könnten die Segnungen des Internets 
weiterhelfen, um andere Betroffene zu 
finden. Oft reicht die Eingabe des Ver-
lagsnamens beispielsweise bei Google, 
um ergänzende Informationen zu be-
kommen. Je mehr Beschwerden bzw. 
Zeugen vorhanden sind, um so augen-
scheinlicher wird es für ein Gericht, daß 
mit dem Verlag etwas nicht stimmt.

So oder so, sicher gegen diese Art 
der Abzocke hilft nur: Allgemein 
nicht einfach „blind“ unterschreiben 
und vor allem hellhörig zu werden, 
wenn es um Anzeigen in Internet, 
der Zeitung oder dem Wochenblatt 
geht und alles immer ganz schnell 
und dringend ist. Grundsätzlich gilt: 
Verträge sind zu halten! Wie einlei-
tend geschrieben erwarten Juristen 
von Unternehmern, dass Sie beim 
Abschluss von Verträgen, sehr viel 
mehr Sorgfalt walten lassen müssen 
als der „gewöhnliche Bürger“. Die 
Verlage setzen gerade darauf, dass 
Klagen teuer und meist mit einem 
unsicheren Ende behaftet sind. Die 
Geschäftsstelle Ihrer Kreishandwer-
kerschaft hilft Ihnen gerne weiter. 
Nur Fragen sollten Sie vor dem un-
terschreiben der Offerte.

Autorenkontakt 
Rechtsanwalt Alexander Thamm 
Atzelbuckelstr. 26 
68259 Mannheim 
Tel. 0621/722167 
Fax 0621/7140666 
e-mail: rathamm@worldonline.de

Information des Versorgungswerks

Neuer Pkw-Tarif deutlich 
leistungsstärker

Einen neu konzipierten und mit zahl-
reichen Leistungserweiterungen verse-
henen Pkw-Tarif bringt jetzt die SIGNAL 
IDUNA, heraus. Zukünftig wirken sich 
Risikomerkmale, wie zum Beispiel Alter 
und Beruf des Versicherungsnehmers, 
jährliche Fahrleistung, Garagenbesitz 
oder Anzahl der Fahrer nicht mehr direkt 
auf Beitragsnachlässe oder –zuschläge 
aus. Diese Merkmale werden jetzt viel-
mehr zueinander in Beziehung gesetzt 
und nach einem Punktesystem be-
wertet. Heraus kommt ein gerechterer 
Individualtarif, der die persönlichen Le-
bensumstände des Versicherten noch 
genauer abbildet. Verschenken Sie kein 
Geld - fragen Sie nach, was das in Ih-
rem Fall bedeutet.

Innungsmitglieder erhalten durch den 
Tarif, der auch Familienangehörigen 
und Mitarbeitern offen steht, einen 
maßgeschneiderten Versicherungs-
schutz zu einem attraktiven Beitrag. 
Der Tarif ist in den Varianten „Optimal“ 
und „Exklusiv“ zu haben.

Die Variante „Optimal“ deckt ein soli-
des Leistungsspektrum ab, das unter 
anderem die „Mallorca-Police“ und ei-
nen „Rabattretter“ beinhaltet. Dagegen 
bietet die Variante „Exklusiv“ zusätz-
liche Deckungserweiterungen wie den 
Auslandsschadenschutz oder den op-
tionalen Rabattschutz sowie zahlreiche 
Leistungserweiterungen. So sind hier 
beispielsweise nicht ausschließlich Un-
fälle mit Haarwild versichert, sondern 
mit allen Wirbeltieren. Die Leistungen 
bei Marderbiss sind nicht nur auf die 
direkten Schäden begrenzt, sondern 
umfassen auch die Folgeschäden. Wird 
das versicherte Fahrzeug gestohlen 
und verursacht der Dieb einen Unfall, 
verzichtet SIGNAL IDUNA auf die SF-
Rückstufung. Der Versicherungsschutz 
greift auch dann in vollem Umfang, 
wenn der Versicherungsnehmer grob 
fahrlässig einen Unfall „baut“.

Unter 0800-6001200 erhalten Kunden 
Hilfe rund um die Uhr. 

Entscheidet sich der Kunde zudem für 
die Vorteilskasko, spart er nicht nur 15 
Prozent Beitrag für seine Kaskoversi-
cherung, zusätzlich übernimmt die Ver-
sicherung für ihn das gesamte Scha-
densmanagement: vom Abholen des 
beschädigten, fahrbereiten Wagens 
durch die Partnerwerkstatt bis zum 
Wiederbringen nach erfolgter Repara-
tur. Die Abrechnung erfolgt direkt.

Übrigens: „Wer seinen Versicherer zum 
1. Januar des nächsten Jahres wech-
seln möchte, hat noch bis zum 30. No-
vember Zeit. 
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Nach der Geburt ihrer Tochter hatte 
eine Mitarbeiterin zunächst form- und 
fristgerecht Elternzeit für zwei Jahre 
in Anspruch genommen. Mehr als drei 
Monate vor Ablauf der 2 Jahre schrieb 
die Mitarbeiterin ihren Arbeitgeber an, 
sie wolle die Elternzeit um ein weiteres 
Jahr verlängern. Der Arbeitgeber ant-
wortete, die Verlängerung sei leider 
nicht möglich. Daraufhin verklagte die 

Elternzeit - Das verflixte dritte Jahr
Mitarbeiterin den Arbeitgeber mit der 
Feststellung, sie befinde sich ein wei-
teres Jahr in Elternzeit.

Nachdem das Arbeitsgericht Trier diese 
Klage zunächst abgewiesen hat, war die 
Berufung der Mitarbeiterin erfolgreich 
(LAG Rheinland-Pfalz 4 Sa 606/04). In 
seiner Begründung führt das Arbeits-
gericht aus, die Arbeitnehmerinnen 
oder Arbeitnehmer müssen die Eltern-
zeit, wenn sie unmittelbar nach Geburt 
des Kindes beginnen soll, spätestens 8 
Wochen vor Beginn schriftlich vom Ar-
beitgeber verlangen und gleichzeitig er-
klären, für welche Zeiten innerhalb von 
2 Jahren sie Elternzeit nehmen werden. 
Die Erklärungsfrist von 2 Jahren bezieht 
sich dabei auf den zeitlichen Rahmen 
innerhalb dessen die Elternzeit geltend 
gemacht wird. Diese Regelung soll 
dem Arbeitgeber Planungssicherheit 

geben. Innerhalb dieser 2 Jahre kann 
eine Verlängerung oder Verkürzung 
nur mit Zustimmung des Arbeitgebers 
erfolgen. Eine Einschränkung dahinge-
hend, dass sich die Eltern auf maximal 
2 Jahre festlegen und eine weitere In-
anspruchnahme der Elternzeit dann der 
Zustimmung des Arbeitgebers bedarf, 
lässt sich aus dem Bundeserziehungs-
geldgesetz aber nicht herleiten.

Anmerkung:
Die Elternzeit kann nicht nur von Mut-
ter oder Vater genommen werden, 
sondern seit dem Jahr 2004 kann sie 
auch auf zwei Zeitabschnitte verteilt 
werden. Hierzu ist eine Zustimmung 
des Arbeitgebers nicht erforderlich. 
Der Anspruch auf Elternzeit besteht 
gemäß § 15 Abs. 2 BErzGG bis zur 
Vollendung des dritten Lebensjahres.

Eingliederungszuschüsse 
für ältere Arbeitnehmer

Seit Mai 2007 haben Sie Anspruch auf 
besondere Eingliederungszuschüsse, 
wenn Sie ältere Arbeitnehmer einstel-
len. Voraussetzung ist allerdings, dass 
diese Arbeitnehmer das 50. Lebensjahr 
vollendet haben. Außerdem müssen sie 
vor Aufnahme der Beschäftigung min-
destens 6 Monate arbeitslos gewesen 
sein. Es reicht allerdings auch aus, wenn 
sie Arbeitslosengeld unter erleichterten 
Voraussetzungen oder Transferkurz-
arbeitergeld bezogen haben. Das gilt 
auch, wenn sie an einer Maßnahme 
der beruflichen Weiterbildung oder an 
einer öffentlich geförderten Beschäfti-
gung nach dem Sozialgesetzbuch – 3. 
Buch (SGB III) teilgenommen haben. Im 
Übrigen reicht es als Voraussetzung für 
den Anspruch auf den Eingliederungs-
zuschuss für ältere Menschen aus, dass 
deren Vermittlung wegen in ihrer Person 
liegender Umstände erschwert ist.

Wichtig:
Das bei Ihnen aufgenommene Be-
schäftigungsverhältnis muss für 
mindestens ein Jahr begründet wer-
den. Die Förderhöhe und die Förder-
dauer richten sich nach den jewei-
ligen Eingliederungserfordernissen. 
Allerdings darf die Förderhöhe 30 
% des berücksichtigungsfähigen 
Arbeitsentgelts nicht unterschreiten 
und 50 % nicht überschreiten. 

Die Förderdauer beträgt mindestens 12 
Monate. Sie darf aber 36 Monate nicht 
übersteigen. Für schwerbehinderte, 
sonstige behinderte und besonders be-

troffene  schwerbehinderte Menschen 
darf die Förderhöhe bis zu 70 % des 
berücksichtigungsfähigen Arbeitsent-
gelts betragen. Die Förderdauer darf für 
besonders betroffene schwerbehinder-
te Menschen bis zu 60 Monate und ab 
Vollendung des 55. Lebensjahres bis zu 
96 Monate betragen. Nach Ablauf von 
12 Monaten ist der Eingliederungszu-
schuss um  mindestens 10 Prozent-
punkte jährlich zu vermindern. Für be-
sonders betroffene schwerbehinderte 
Menschen gilt dies erst nach Ablauf von 
24 Monaten. Für diese Personen darf er 
30 % des berücksichtigungsfähigen Ar-
beitsentgelts nicht unterschreiten.

Ausschluss der Förderung

Eine Förderung durch einen Eingliede-
rungszuschuss für ältere Menschen ist 
ausgeschlossen, wenn zu vermuten ist, 
dass der Arbeitgeber die Beendigung 
eines Beschäftigungsverhältnisses 
veranlasst hat, um einen Eingliede-
rungszuschuss zu erhalten, oder die 
Einstellung bei einem früheren Arbeit-
geber erfolgt, bei dem der Arbeitneh-
mer während der letzten 3 Jahre vor 
Förderungsbeginn mehr als 3 Monate 
versicherungspflichtig beschäftigt war. 
Rechtsgrundlage ist § 421f SGB III. Die 
derzeitige Fassung hat diese Vorschrift 
durch das neue Gesetz zur Verbesse-
rung der Beschäftigungschancen äl-
terer Menschen erhalten.

Wenn Leiharbeitnehmer einen Arbeits-
unfall erleiden, herrscht häufig Ratlo-
sigkeit: Wer muss die Unfallanzeige 
erstatten und an welche Berufsgenos-
senschaft ist diese zu richten? Bei die-
sen Fragen sind viele Unternehmer un-
sicher. Und das Sozialgesetzbuch VII 
enthält auch keine entsprechende Re-
gelung. Die Berufsgenossenschaften 
haben sich jetzt auf folgendes Verfah-
ren geeinigt: Das Verleihunternehmen 
erstattet der Verwaltungs-Berufsge-
nossenschaft (BG) eine Unfallanzeige. 
Doch auch das Entleihunternehmen 
muss eine Unfallanzeige erstatten. 
Diese soll jedoch nicht an die Verwal-
tungs-BG, sondern an die Stamm-BG 
des Entleihunternehmens adressiert 
werden. Mitgliedsbetriebe der BG BAU 
richten z.B. die Unfallanzeige für ihre 
Leiharbeitnehmer also an die BG BAU. 
Dabei ist im Vordruck für die Unfallan-
zeige der Status „Leiharbeitnehmer” 
anzukreuzen. Bei Arbeitsunfällen von 
Leiharbeitnehmern sind also zwei Un-
fallmeldungen erforderlich.

Unfälle  
doppelt melden
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Seit dem 1. September 2007 bietet die KfW Förderbank Kredite aus dem ERP-
Umwelt- und Energiesparprogramm zur Anschaffung emissionsarmer schwerer 
Nutzfahrzeuge. Die ERP-Kredite sind durch Mittel des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung um bis zu 1,5 %-Punkte zusätzlich verbilligt. 
Alternativ können nicht rückzahlbare Zuschüsse in Höhe von 2.550 (Basissatz) bis 
zu maximal 4.250 EUR beantragt werden.

Gefördert wird die Anschaffung schwerer Nutzfahrzeuge ab 12 Tonnen zulässigem 
Gesamtgewicht, die ausschließlich für den Güterkraftverkehr bestimmt sind und 
die bei der ersten verkehrsrechtlichen Zulassung in der Bundesrepublik Deutsch-
land einen höheren als den aktuell geltenden Emissionsstandard erfüllen. Das sind 
derzeit die Schadstoffklassen EURO V und EEV der Klasse 1.

Antragsberechtigt sind Unternehmen des Straßengüterverkehrs, die Eigentümer 
und/oder Halter des Fahrzeugs sind. Anträge für beide Varianten müssen vor 
Beginn des Vorhabens gestellt werden. Start für die Antragsstellung war der 1. 
September 2007. Kreditanträge (Programmnummer 226) können Interessierte bei 
Ihrer Hausbank oder einer an-
deren Bank, Anträge für nicht 
rückzahlbare Zuschüsse (Pro-
grammnummer 426) direkt bei 
der KfW stellen.

Weitere Informationen finden 
Sie in der Rubrik Umweltschutz/ 
ERP-Umwelt- und Energiespar-
programm/ Förderschwerpunkt 
emissionsarme schwere Nutz-
fahrzeuge.

Falls Sie Fragen haben, kön-
nen Sie sich auch gern an die 
Mitarbeiter/-innen des Info-
centers der KfW Förderbank 
wenden: Tel.: 01801/33 55 77.    
Foto: Pixelio.de

Förderung umweltfreundlicher LKW
KfW Förderbank bietet Kredite und Zuschüsse für  

emissionsarme Nutzfahrzeuge

Mit der Lärm- und Vibrations-Arbeits-
schutzverordnung sind 2007 zwei wichti-
ge EG-Richtlinien zum Gesundheitsschutz 
der Arbeitnehmer in deutsches Recht um-
gesetzt worden. 

Vor allem im Bereich des Lärmschutzes 
ergeben sich hier wesentliche Änderun-
gen gegenüber der alten Unfallverhü-
tungsvorschrift "Lärm". Angesichts der 
Tatsache, dass Lärmschwerhörigkeit mit 
einem Anteil von 40 Prozent die häufigste 
anerkannte Berufskrankheit darstellt, auch 
notwendige Änderungen. Schon ab einem 
Lärmexpositionspegel von 80 dB(A) bzw. 
Spitzenschalldruckpegeln von 135 dB(C) 
ist den Arbeitnehmern jetzt Gehörschutz 
zur Verfügung zu stellen. Zusätzlich sind 
die Arbeitnehmer zu unterweisen und ih-
nen ist eine arbeitsmedizinische Vorsor-
geuntersuchung anzubieten.  Ab einem 
Lärmexpositionspegel von 85 dB(A) bzw. 
Spitzenschalldruckpegeln von 137 (dB(C) 
sind die Lärmbereiche zu kennzeichnen 
und das Tragen des Gehörschutzes so-
wie die Teilnahme an der arbeitsmedizini-

Arbeitsschutztipp
Schon gehört? - Verbesserter Schutz gegen Lärm am Arbeitsplatz!

schen Vorsorgeuntersuchung obliga-
torisch. Übersteigt die Lärmbelastung 
85 dB(A), muss der Unternehmer ein 
Lärmminderungsprogramm ausarbei-
ten und durchführen. Allerdings können 
auch schon bei geringerer Lärmexpo-
sition Schutzmaßnahmen notwendig 
werden, wenn z.B. durch Lärmeinwir-
kungen Warnsignale überhört werden 
können. Die unten stehende Tabelle 
zeigt typische Schallpegel und ihre 
Auswirkungen.

Bei der Auswahl der Gehörschutz-
mittel ist es sinnvoll, Betriebsarzt 

und Sicherheitsfachkraft zu Rate zu 
ziehen, da die auf dem Markt ange-
botenen Modelle unterschiedliche 
Dämmwirkungen aufweisen. Auch die 
Arbeitnehmer selbst sollten beteiligt 
werden, um eine möglichst hohe Ak-
zeptanz zu erreichen. Zunächst aber 
muss grundsätzlich versucht werden, 
die Lärmexposition durch technische 
Maßnahmen, wie alternative Arbeits-
verfahren, die Auswahl von geeigne-
ten Arbeitsmitteln oder die raumakus-
tische Gestaltung von Arbeitsstätten, 
zu verringern.

Typische Schallpegel	 Wirkung auf den Menschen:

0 dB(A) 	 HÖRSCHWELLE	 keine Schallwahrnehmung
30 dB(A) 	 Flüstern, Blätterrauschen	 beruhigend
60 dB(A) 	 Normales Gespräch	 Konzentrationsbeeinträchtigung
80 dB(A)	 Starker Straßenlärm, Dreherei	 Verständigung nur mit lauter Stimme
85 dB(A) 	 Schweres Baufahrzeug, Fräserei	 Gefährdung des Gehörs
100 dB(A) 	 Diskothek, Kreissäge	 Verständigung nur durch lautes Rufen
115 dB(A) 	 Niethammer, Hammerschläge	 Verständigung nicht mehr möglich
> 130 dB(A) 	 SCHMERZSCHWELLE, Gewehrknall	 akute, mechanische Gehörgefährdung
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Die Frage, inwieweit der Weg zum Arzt 
unter dem Schutz der gesetzlichen Un-
fallversicherung steht, ist nicht einfach 
mit „Ja” oder „Nein“ zu beantworten.

Es kommt — wie immer im (juristischen) 
Leben — auf den Einzelfall an.

Unproblematisch ist die Antwort, wenn 
der Arztbesuch infolge eines Arbeitsun-
falls notwendig ist. Dann sind die Wege 
zur Heilbehandlung (wie auch zur Be-
rufshilfe und zur Begutachtung) und die 
Heilbehandlung selbst nach § 11 SGB 
Vll versichert. Dieser neue Unfall stellt 
dann keinen selbständigen Arbeitsun-
fall dar, sondern ist lediglich die Folge 
des vorangegangenen Unfalles.

Anders sieht es dagegen aus, wenn der 
Arzt wegen eines nicht unfallbedingten 
Leidens aufgesucht werden muss. Sol-
che Arztbesuche unterliegen grundsätz-
lich dem persönlichen, unversicherten 
Lebensbereich, da sie wesentlich der 
eigenen Gesundheit dienen, an deren 
Erhaltung der Versicherte ein eige-

nes Interesse hat. Dies gilt auch dann, 
wenn der Versicherte — in Absprache 
mit seinem Arbeitgeber — während 
der Arbeitszeit einen Arzttermin wahr-
nimmt. Ausnahmsweise kann jedoch 
Versicherungsschutz dann bestehen, 
wenn eine zusätzliche Betriebsbezo-
genheit festgestellt wird, zum Beispiel 
wenn der beabsichtigte Arztbesuch 
nach den Umständen des Einzelfalles 
im Wesentlichen dazu dienen soll, einer 
Verschlechterung des Befindens ent-
gegenzuwirken und dem Versicherten 
auf diese Weise eine Fortsetzung der 
aktuellen betrieblichen Tätigkeit in der 
Arbeitsschicht zu ermöglichen.

Dies ist der Fall bei plötzlich auftre-
tenden Beschwerden oder Schmerzen, 
die zur sofortigen Besserung der Ar-
beitsfähigkeit ein Aufsuchen des Arztes 
oder einer Apotheke erforderlich ma-
chen. So wurde beispielsweise der Un-
fall einer Verkäuferin, die sich während 
der Mittagspause in einer nahe gele-
genen Apotheke Tabletten gegen die 

zunehmenden Halsbeschwerden so-
wie Heiserkeit besorgen wollte, als Ar-
beitsunfall anerkannt, weil sie durch die 
Einnahme der Tabletten ihre Arbeitsfä-
higkeit für den Rest des Arbeitstages 
erhalten wollte. Unerheblich war hier-
bei, dass die Erkältungserscheinungen 
bereits bei Arbeitsbeginn bestanden 
hatten.

Betriebliches Interesse

In einem solchen Fall rückt das betrieb-
liche Interesse des Arbeitgebers an der 
Erhaltung oder Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit des Versicherten ne-
ben das eigenwirtschaftliche Interesse 
des Versicherten. Ähnlich wie beim Ver-
sicherungsschutz im Zusammenhang 
mit der — ebenfalls privaten — Nah-
rungsaufnahme in der Mittagspause 
endet der Versicherungsschutz beim 
Aufsuchen der Arztpraxis oder der 
Apotheke aber mit dem Durchschreiten 
der Außentür des entsprechenden Ge-
bäudes. (LSG B-Wrtg. L 2 U 2275/98)

Arztbesuch wegen akuter Beschwerden
Erhalt der Arbeitsfähigkeit ist versichert

Der Privathaushalt muss mehr Möglich-
keiten zur steuerlichen Absetzbarkeit 
von Dienstleistungen bekommen. Dazu 
regt Otto Kentzler, Präsident des Zen-
tralverbandes des deutschen Hand-
werks (ZDH), die Zusammenlegung und 
Ausweitung der bisherigen Freibeträge 
an. In einem Interview (10. September 
2007) fordert er einen maximalen Steu-
erbonus von 3.000 Euro. 

Arbeitsminister Franz Müntefering will 
Steuererleichterungen für Privathaus-
halte, die als Arbeitgeber auftreten. 
Eine notwendige Erleichterung? 

Kentzler: Ja. Wir Handwerker merken: 
Die Umsätze im haushaltsnahen Bereich 
gehen zurück. Das ist ein Alarmsignal. 
Offensichtlich steigt die Schwarzarbeit 
in Privathaushalten wieder. An der Ent-
wicklung der Umsatzsteuer lässt sich 
das ablesen: Rein rechnerisch hätte die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer um drei 
Prozentpunkte das Gesamtaufkommen 
aus der Steuer um 19 Prozent erhö-
hen müssen. In der Steuerschätzung 
wird nur ein Plus von 17,7 Prozent pro-
gnostiziert. Das legt den Schluss nahe, 
dass die Mehrwertsteuererhöhung 
die Schwarzarbeit fördert, dass Wirt-
schaftswachstum und Mehrwertsteuer-
einnahmen weiter auseinander klaffen. 

Welchen Vorschlag haben Sie? 

Kentzler: Der 20-prozentige Steuer-
bonus für Handwerksleistungen reicht 

nicht mehr aus. Wir nehmen daher die 
Anregung von Minister Müntefering 
gerne auf und schlagen vor: Die drei 
Steuerabzugsbeträge für allgemeine 
haushaltsnahe Dienstleistungen, für 
Pflegeleistungen und für Handwerks-
leistungen von je 3000 Euro werden zu 
einem Betrag zusammengefasst und 
möglichst auf 12.000 Euro erhöht. Ein 
Privathaushalt könnte also maximal 
3.000 Euro Steuern sparen, wenn er 
für 12.000 Euro im Jahr Leistungen ein-

kauft. Die Bürger sollen selbst entschei-
den können, wie viel davon sie für eine 
Pflegekraft, einen Gärtner oder einen 
Handwerker ausgeben – Hauptsache, 
die Beschäftigung ist legal, es werden 
Steuern und Beiträge abgeführt. Dann 
rechnet sich das auch für den Finanz-
minister. Ein Viertel der Kosten gibt es 
von der Steuer wieder, maximal 3.000 
Euro. Auch bei denjenigen, die weniger 
Steuern zahlen, etwa Rentnern, muss 
die Politik sich etwas einfallen lassen, 
damit sie in vollem Umfang profitieren 
können. 

Die Große Koalition arbeitet noch an 
der Reform der Erbschaftsteuer. Was 
ist aus Sicht des Handwerks wichtig? 

Kentzler: Die Politik muss ihr Verspre-
chen halten: Familienbetriebe müssen 
übergeben werden können, ohne dass 
Erbschaftsteuer fällig wird. Gerade 
kleine Handwerksbetriebe dürfen nicht 
belastet werden, wenn sie den Betrieb, 
das Know-how und die Arbeitsplätze 
erhalten. Das Abschmelzmodell sah 
nach zehn Jahren bei Erhalt des Be-
triebes einen Wegfall der Steuerschuld 
vor. Aufgrund der neuen Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichtes würde es 
nun aber teuflisch kompliziert und bü-
rokratisch werden. Wir sind in engem 
Gedankenaustausch mit Bund und 
Ländern, um hier neue Wege zu finden. 
Es kommt uns auf das Ziel an, nicht auf 
den Weg! (www.zdh.de)

Zusätzliche Aufträge schaffen - Steuerbonus erweitern

Otto Kentzler,  
Präsident des 
Zentralverbandes 
des deutschen
Handwerks (ZDH)
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Die automatische Mitteilung einer auf 
die Entgeltfortzahlung anrechenbaren 
Vorerkrankung gehört zum besonderen 
Service der AOK Rheinland-Pfalz für 
Firmenkunden

Unaufgefordert informiert
Grundsätzlich erhält ein arbeitsunfähig 
erkrankter Arbeitnehmer für die Dauer 
von sechs Wochen sein Arbeitsentgelt 
automatisch weitergezahlt. Wird der 
Beschäftigte allerdings wegen dersel-
ben Krankheit innerhalb weniger Mo-
nate erneut arbeitsunfähig, können die 
Tage, für die der Arbeitgeber das Ge-
halt bereits gezahlt hat, auf die sechs 
Wochen angerechnet werden. 

Das Problem für den Arbeitgeber: 
Die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
für den Betrieb enthält keine Diagnose. 
Diese ist nur dem Patienten, dem Arzt 
und der Krankenkasse bekannt.  Hier 
bietet die AOK Rheinland-Pfalz ihren 
Firmenkundenpartnern einen besonde-
ren Service an.

Bei jeder Arbeitsunfähigkeit  prüfen die 
Kundenberater, ob bei dem Mitglied 
eine sogenannte anrechenbare Vorer-
krankung vorliegt. Ist dies der Fall, wird 
der Arbeitgeber automatisch, selbst-

Entgeltfortzahlung: Mitteilung der AOK ist Geld wert
verständlich ohne Angabe der Diagno-
se, informiert. 

Arbeitserleichterung 
Dieser Service bedeutet für die Unter-
nehmen eine enorme Arbeitserleichte-
rung. Andernfalls kann der Arbeitgeber 
nur vermuten, dass der Mitarbeiter 
eventuell erneut wegen der gleichen 
Krankheit fehlt, und muss eine Anfrage 
an die Krankenkasse stellen.

Bei Beschäftigten, die bei der AOK 
Rheinland-Pfalz versichert sind, entfällt 
dieses umständliche Verfahren. Der Ar-
beitgeber kann vielmehr das korrekte 
Ende der Entgeltzahlung sofort fest-
stellen und so eine Entgeltzahlung ver-
meiden.  Mehr als 26.000 Mal im Jahr 
werden rheinland-pfälzische Unterneh-
men auf diese Weise frühzeitig von der 
Krankenkasse informiert, ein Service 
für Firmenkunden durch den sich die 
AOK von den meisten anderen Kran-
kenkassen unterscheidet. 

Auswertung 
Die AOK Rheinland-Pfalz hat jetzt die 
schriftlichen Mitteilungen anonymisiert 
ausgewertet. Danach teilt die Gesund-
heitskasse den rheinland-pfälzischen 
Betrieben jedes Jahr pro 100 Mitglieder 
im Schnitt 110,4 Tage anrechenbare 

Vorerkrankungen mit. Setzt man ein 
durchschnittliches Jahresentgelt von 
23.000 Euro an, so bedeutet dies für 
den Arbeitgeber  pro 100 AOK-versi-
cherte Beschäftigte eine Ersparnis von 
jährlich rund 7.000 Euro an Entgeltfort-
zahlungskosten zuzüglich der Arbeit-
geberanteile für die Sozialversiche-
rungsbeiträge.

Firmenkunden der AOK 
profitieren mehrfach 

Sie sparen bei der Entgeltfortzahlung 
bares Geld und Zeit und können die 
besonderen Serviceangebote der  AOK 
nutzen. Zum Beispiel den Service des 
Betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments und alle Vorteile des Betrieb-
lichen Gesundheitsmanagements. 
Außerdem die Online-Geschäftsstelle 
„aok24“ im Internet, wo Arbeitgeber 
gleich online die Vorerkrankungszeiten 
der Mitarbeiter abrufen können.

Weitere Infos gibt es 
beim Firmenkunden-
service in den AOK-
Geschäftsstellen oder 
beim persönlichen Fir-
menkundenberater.

Am 2. Juli 2007, konnten 67 sichtlich 
erleichterte Lehrlinge des Friseurhand-
werks die offizielle Bestätigung des 
Endes ihrer Lehrzeit entgegen nehmen: 
„Den lang ersehnten Gesellenbrief“. Es 
war die erste offizielle Veranstaltung 
nach der Fusion der Friseur-Innungen 
der Kreise Westerwald, Neuwied und 
Altenkirchen zur Friseur- und Kosme-
tik-Innung Rhein-Westerwald. Die Ver-
anstaltung war mit über 270 Gästen 
ein toller Erfolg. Wurden die Freispre-
chungsfeiern der einzelnen Innungen 
schon gerne besucht, gab es durch 
die Fusion noch einmal einen starken 
Qualitäts- und Teilnehmerzugewinn. 
Der Rahmen der Veranstaltung hätte 
im Herzen der drei Kreise nicht besser 
gewählt sein können. Das „Sirius“ in 
Ransbach-Baumbach sorgte für eine 
tolle Atmosphäre in einem ungezwun-
genen Rahmen. Die Ausbildungsbe-
triebe, Lehrerinnen, Vertreter der Kreis-
handwerkerschaft und nicht zuletzt 
Eltern und Freunde der jungen Damen 
und Herren erschienen so zahlreich, 
dass schnell eine große, fröhliche Fei-
ergemeinde in bester Laune entstand.

Auf einer Empore, gut sichtbar für die 
„Fangemeinde“, wurden den frischge-
backenen Gesellinnen und Gesellen 
ihre Gesellenbriefe überreicht. Ober-
meisterin Heidi Thelen-Krämer fasste in 
ihrer Rede feierlich zusammen was alle 
bewegte: „Sie alle haben es geschafft!“, 
richtete sie an die gut gelaunten „Jung-
gesellen“. In den Gesichtern konnte 
man ablesen, wie sehr sich die jungen 
Prüflinge darüber freuten, den ersten 
Schritt ihrer Karriere erfolgreich abge-
schlossen zu haben.

Ganz besondere Freude zeigte sich 
auf den Gesichtern der drei Prüfungs-
besten. Kerstin Klees aus Meudt, Lehr-
ling des Salons Thorsten Klees. Sie 

legte mit der Traumnote „Sehr gut“ ein 
Ergebnis ab, wie es besser nicht hät-
te sein können. Anna-Lena Sturm aus 
Kölbingen, von der Hairkiller Studio 
KG, Montabaur sowie Swetlana Wag-
ner aus Dierdorf, vom Salon Ellen Ro-
senbach in Eitelborn, vervollständigten 
das Siegertreppchen mit dem Ergebnis 
der Gesamtnote „Gut“. Die drei jungen 
Frauen freuten sich sichtlich über die 
Auszeichnung und eine Aufmerksam-
keit der Innung.

Den offiziellen Rahmen schloss unser 
Vorsitzender Kreishandwerksmeister 
Kurt Krautscheid mit seiner Rede. 

Es war eine tolle Veranstaltung!

Erste Freisprechung der Friseur- und Kosmetik-Innung 
Rhein-Westerwald nach der Fusion
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Sicher - der erste Eindruck beim Ein-
stellungsgespräch ist nach wie vor prä-
gend. Dennoch sollten Sie sich nicht 
allein auf Ihre Intuition verlassen, wenn 
Sie einen neuen Mitarbeiter für Ihren 
Betrieb einstellen wollen. Das Bewer-
bergespräch sollte sorgfältig vorberei-
tet sein vor allem, da es vieles zu be-
achten gilt. 

Stellenausschreibungen 
 – Personalanzeigen

Schon vor Inkrafttreten des AGG be-
stand die Pflicht zur geschlechts-
neutralen Stellenausschreibung. Dies 
kann leicht durch den Zusatz „m./w.“ 
geschehen. Auch Formulierungen, die 
auf ein bestimmtes gewünschtes Alter, 
einen Geburtsort oder eine bevorzugte 
Herkunft schließen lassen, müssen ver-
mieden werden. Ausnahmen sind nur 
dann möglich, wenn das Geschlecht 
unabdingbare Voraussetzung zur Aus-
übung der Tätigkeit ist (z.B. männlicher 
Schauspieler). Ansonsten ist die Ein-
stellung allein auf die Beurteilung der 
beruflichen und fachlichen Kenntnisse 
und Fertigkeiten abzustellen. Qua-
litätsanforderungen an die Tätigkeit 
dürfen jedoch weiterhin genannt wer-
den (z. B. Meisterprüfung als ..., abge-
schlossene Ausbildung als ...). 

Beschränken Sie Ihre Anforderungen 
auf objektiv nachprüfbare fachliche 
und persönliche Kenntnisse und Fer-
tigkeiten. Unzulässig sind Formulie-
rungen wie „Zur Verstärkung unseres 
Teams suchen wir einen jungen körper-
lich uneingeschränkt belastbaren Mau-
rer“. Diese Aussage ist angreifbar. Sie 
kann einen Bewerber benachteiligen, 
der die Kriterien „jung“ oder „körperlich 
uneingeschränkt belastbar“ wegen Al-
ter, Behinderung oder Geschlecht nicht 
erfüllen kann. Besser wäre in diesem 
Fall die Formulierung „Zur Verstärkung 
unseres Teams suchen wir einen quali-
fizierten Maurer (m./w.)“ 

Die gleiche Vorsicht ist geboten bei 
der Gestaltung einer Stellenanzeige für 
Arbeitsplätze, die bisher gerne mit jun-
gen Frauen besetzt worden sind (z.B. 
Bürokauffrau, Sekretärin, Verkäuferin). 
Nicht nur bei der Besetzung von Bü-
roarbeitsplätzen ist zu prüfen, ob die 
Stelle nicht auch für Schwerbehinderte 
geeignet ist. Falls ja, ist der Arbeitsplatz 
der Agentur für Arbeit zu melden. Un-
terbleibt die Meldung, könnte dies ein 
Indiz für eine Benachteiligung wegen 
Behinderung sein. 

Nachteilig dürfte auch die Anforderung 
eines Lebenslaufs und eines Fotos sein. 
Besser fordern Sie in der Stellenaus-
schreibung dazu auf, der Bewerbung 
„umfassende und aussagekräftige Un-

terlagen“ beizufügen. Es ist davon aus-
zugehen, dass die Bewerber dann von 
sich aus einen Lebenslauf und auch ein 
Bewerbungsfoto beifügen, weil dies 
immer so üblich war. Ansonsten kön-
nen Sie Daten wie Geburtstag und –ort 
aus den vorgelegten Zeugnissen ent-
nehmen. 

Die Rechtsprechung wird im Laufe der 
Zeit Entscheidungen darüber fällen, 
welche Formulierungen diskriminie-
rungsfrei angewendet werden kön-
nen und welche nicht. Wollen Sie das 
Haftungsrisiko vermindern, legen Sie 
die Stellenanzeige einem versierten 
Arbeitsrechtsexperten zur Beurteilung 
vor. Aber denken Sie daran: Als Arbeit-
geber haften Sie auch für die Fehler 
Dritter (Arbeitsagentur, private Stellen-
vermittler etc.), die in Ihrem Auftrag in 
die Personalbeschaffung eingeschaltet 
sind und dabei gegen das AGG versto-
ßen. (BAG 5.02.04 – 8 AZR 112/03).

Bewerberauswahl
Die Auswahl der Bewerber darf nicht 
gegen die vom AGG genannten Krite-
rien verstoßen. So darf etwa ein homo-
sexueller Mann nicht allein wegen sei-
ner sexuellen Orientierung abgelehnt 
werden. Das Auswahlverfahren sollte 
umfassend dokumentiert werden. Im 
Vorstellungsgespräch dürfen keine Fra-
gen gestellt werden, die gegen eine der 
Diskriminierungskriterien verstoßen. 
Legen Sie die Anforderungsprofile für 
die zu besetzende Stelle bereits zu Be-
ginn des Bewerbungsverfahrens fest. 
Bewerber die diese Anforderungen 
nicht erfüllen, tun sich später mit der 
Geltendmachung von Ansprüchen 
schwerer. Die gleichen Kriterien gelten 
auch bei der Einstellung von Arbeit-
nehmern im Anschluss an ihre Ausbil-
dung, im Anschluss an ein befristetes 
Arbeitsverhältnis oder bei der Verlän-
gerung eines befristeten Arbeitsver-
hältnisses.

Personalfragebogen
Nach Sichtung der vorliegenden Be-
werbungen sollten Sie allen in Frage 
kommenden Bewerbern einen standar-
disierten Personalfragebogen zur Be-
antwortung zusenden. Der Vorteil die-
ser Regelung ist darin zu sehen, dass 
sie von allen Bewerbern gleichwertige 
personelle Angaben zur Bewertung 
vorliegen haben. Sollten den Bewer-
bungen Lebensläufe beigefügt sein, 
sind diese im Regelfalle nicht hilfreich, 
weil sie unterschiedlich aufgebaut und 
damit nur Zeit raubend miteinander 
vergleichbar sind. 

Unter Beachtung der Benachteiligungs-
kriterien des allgemeinen Gleichbehand-

lungsgesetzes (AGG) sind aber viele 
Fragen, die Sie aus gutem Grund inte-
ressieren, verboten. Angaben über das 
Geburtsdatum, den Geburtsort, den 
Familienstand, die Konfession oder die 
körperliche Belastbarkeit sind nicht mehr 
gestattet. Sie haben als Arbeitgeber aber 
ein großes Interesse daran, möglichst 
viele persönliche Daten zu bewerten. 

Handelt es sich doch bei der Einstel-
lung um eine betriebliche Entschei-
dung, die später nur schwer oder unter 
großem finanziellen Aufwand wieder 
korrigiert werden kann. Hat der Be-
werber bei einer erlaubten und für die 
Einstellung wichtigen Frage die Un-
wahrheit gesagt, können sie ihn bin-
nen eines Jahres, nachdem sie ihm die 
falsche Aussage nachgewiesen haben, 
fristlos entlassen. Eine bewusst falsche 
Antwort auf eine zulässige Frage be-
rechtigt den Arbeitgeber zur Anfech-
tung des Arbeitsvertrages gem. § 123, 
142 BGB, wenn diese Tatsachen für die 
Einstellung kausal geworden sind. 

Zulässige Fragen
Erlaubt sind nach wie vor alle Fragen, 
die objektiv und sachlich für die zu be-
setzende Stelle wichtig sind und nicht 
gegen die Benachteiligungskriterien 
des AGG verstoßen. Da das AGG erst 
seit August 2006 gilt, kann in bisher nur 
ganz wenigen Fällen auf höchstrichter-
liche Entscheidungen zum neuen Recht 
zurückgegriffen werden. Doch selbst 
nach Vorliegen einer höchstrichterlichen 
Entscheidung ist regelmäßig noch kei-
ne Klarheit gegeben. Die Entscheidung 
betrifft oft nur einen Einzelfall und bietet 
damit nur bedingt Rechtssicherheit für 
ähnliche Fälle. Ohne dass eine Haftung 
übernommen werden kann, scheinen 
die nachstehenden Fragen auch unter 
Beachtung des AGG noch möglich:

•	 Nach den beruflichen und fachlichen 
Fähigkeiten, nach dem beruflichen 
und schulischen Werdegang, nach 
vorliegenden Zeugnissen oder be-
sonderen Qualifikationen oder Prü-
fungen.

•	 Nach dem Gesundheitszustand des 
Bewerbers, wenn eine schwerwie-
gende Beeinträchtigung der Arbeits-
fähigkeit zu vermuten ist. Wichtig 
und erlaubt kann die Frage dann 
sein, wenn dauerhafte oder akute 
Krankheiten die Arbeitsaufnahme 
nicht ermöglichen sollten. 

•	 Stets zulässig ist nach derzeitiger 
Rechtslage die Frage nach einer 
akuten AIDS-Erkrankung. Risiken im 
Hinblick auf den Gesundheitszustand 
können durch Abschluss eines Pro-
bearbeitsvertrages begrenzt werden.

Die Einstellung von Mitarbeitern
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Frage nach einer Schwangerschaft als 
zulässig angesehen. Der Arbeitsvertrag 
wurde anschließend wegen arglistiger 
Täuschung (§ 123 BGB) aufgelöst.

•	 Nach weiteren Arbeitsverhältnissen, 
wenn die Einstellung im Rahmen 
eines geringfügigen Beschäftigungs-
verhältnisses sozialversicherungsfrei 
geplant ist.

Unzulässige Fragen
Fragen die gegen die Benachteili-
gungsmerkmale des AGG verstoßen 
dürfen nicht gestellt werden. Damit 
scheiden alle Fragen über das Alter, 
das Geburtsdatum, den Geburtsort, 
den Familienstand, die Konfession, die 
sexuelle Identität oder die körperliche 
Belastbarkeit aus. Ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit und ohne Kenntnis der 
kommenden Rechtsprechung zum 
AGG dürfen die nachfolgenden Be-
reiche nicht mehr abgefragt werden:

•	 Geburtsdatum und –ort, Geburts-
staat;

•	 Familienstand, Eheschließung oder 
-Scheidung in naher Zukunft;

•	 Aufenthalts- und –geburtsort der El-
tern, Geschwister, Kinder oder naher 
Verwandter;

•	 Mitgliedschaft in einer Partei, Ge-
werkschaft oder Verein;

•	 Weltanschauung oder Religionszu-
gehörigkeit;

•	 Hobbys und Freizeitbeschäftigung;

•	 Fragen rund um die sexuelle Identi-
tät oder im sexualmedizinischen Be-
reich;

Bitte beachten: Ärztliche Einstellungs-
untersuchungen und psychologische 
Tests dürfen nur im Rahmen gesetzlich 
vorgeschriebener Fälle (z.B. nach dem 
Bundesseuchengesetz, dem Jugend-
arbeitsschutzgesetz, den Unfallverhü-
tungsvorschriften usw.) oder nur mit 
ausdrücklicher Zustimmung des Be-
werbers/der Bewerberin durchgeführt 
werden.

•	 Nach Eigentums- oder Vermögens-
werte. Nicht gestattet sind z.B. auch 
Fragen nach Haus- und Grundbe-
sitz.

•	 Nach einer vorliegenden Schwan-
gerschaft nur dann, wenn das Leben 
und die Gesundheit der Mutter und 
des Kindes durch die neue Tätigkeit 
gefährdet sind.

Zusammenfassend kann 
festgestellt werden:

Der Bewerber ist verpflichtet, berech-
tigte und begründete Fragen wahrheits-
gemäß zu beantworten und mitzuteilen, 
welche Bedingungen des angebotenen 
Arbeitsvertrages er nicht erfüllen kann. 

Unzulässige Fragen müssen nicht be-
antwortet werden.

Von sich aus nicht hinzuweisen braucht 
der Bewerber/die Bewerberin auf:

•	 eine Schwerbehinderung,

•	 die bisherige Vergütung beim letzten 
Arbeitgeber,

•	 Vorstrafen.

Das Einstellungsgespräch
Das Einstellungs- oder Vorstellungsge-
spräch führt oft zu einem für Betriebs-
inhaber beklemmenden Gefühl, weil sie 
häufig nicht wissen, wie man ein sol-
ches Gespräch führt. Empfohlen wird 
das Einstellungsgespräch zusammen 
mit einer vertrauenswürdigen Person 
zu führen, die später ggf. als Zeuge zur 
Verfügung steht. Weiter empfiehlt es 
sich, sachliche Notizen über das Ge-
spräch anzufertigen, um ggf. beweisen 
zu können, dass der/die Bewerber/in 
nicht diskriminiert wurde. 

Das Gespräch sollte nicht mit überfall-
artigen Fragen begonnen werden, son-
dern immer mit der Präsentation des 
Betriebes. So schaffen Sie eine lockere 
Atmosphäre, und der Bewerber verliert 
die Scheu vor der ungewohnten Umge-
bung.

Es bieten sich Aussagen an über:
Größe des Betriebes, Anzahl der Mitar-
beiter, Vorstellung besonderer Produkte 
oder betrieblicher Leistungen, Kurzbe-
schreibung des Aufgabenbereichs des 
neuen Mitarbeiters, Aufstiegsmög-
lichkeiten u.ä. Weitere Fragen entneh-
men Sie dem „Leitfaden zum Vor-
stellungsgespräch“ auf der nächsten 
Seite. Ausgangspunkt für die weitere 
Gesprächsführung sind die vom Be-
werber eingereichten Unterlagen wie 
Zeugnisse usw. 

Sind die dort gemachten Angaben 
nicht schlüssig, können diese im Vor-
stellungsgespräch nachgefragt und 
konkretisiert werden. Beschränken Sie 
Ihre Fragen auf ganz konkrete Anforde-
rungen, die für die Tätigkeit im Unter-
nehmen wichtig sind. Fragen rund um 
den Lebenslauf, die Hobbys oder son-
stige nicht betrieblich relevanten Tatbe-
stände dürfen nicht gestellt werden.

Achtung! Denken Sie aber daran, 
dass viele Fragen, die Sie aus gutem 
Grund interessieren, wegen eines 
möglichen Verstoßes gegen das All-
gemeine Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) und den dort aufgeführten 
Diskriminierungskriterien nicht ge-
stellt werden dürfen. 

Nachdem Sie sich vom Bewerber ein 
Bild gemacht haben, schildern Sie die 
Bedingungen, unter denen Sie zu einer 
Einstellung bereit wären. Machen Sie 

•	 Nach Vermögensverhältnissen kann 
dann gefragt werden, wenn eine be-
sondere Vertrauensstellung zu be-
setzen ist und der Bewerber dort mit 
Geld umgehen muss. Die Frage nach 
aktuellen Lohn- oder Gehaltspfän-
dungen sollte gestattet sein.

•	 Nach Vorstrafen nur dann, wenn eine 
Vertrauensstellung zu besetzen ist 
oder eine Vorstrafe für die künftige 
Tätigkeit bedeutsam sein kann (z.B. 
bei Kassierer- oder Verkäufer/innen  
nach Eigentums- oder Vermögens-
delikten oder bei Fahrpersonal nach 
Verkehrsdelikten). Der Bewerber kann 
sich aber dann als nicht vorbestraft 
bezeichnen, wenn die Strafe nach 
dem Bundeszentralregistergesetz 
BZRG nicht in das Führungszeug-
nis oder nur in ein Führungszeugnis 
nach § 21 Abs. 3, 4 BZRG aufzuneh-
men oder im Register zu tilgen ist.

•	 Nach einem rechtswirksamen Wett-
bewerbsverbot mit dem früheren Ar-
beitgeber des Bewerbers, welches 
die zukünftige Tätigkeit einschränken 
oder behindern könnte.

•	 Nach vorliegender Schwerbehinde-
rung (Grad der Behinderung mind. 
50 %) oder nach einer Gleichstellung 
(auf Antrag). Grundsätzlich erst ein-
mal Nein - Ja, bei Arbeitsplätzen bei 
denen eine Schwerbehinderung re-
levant ist. Zulässig ist auch die Fra-
ge, ob ein Antrag auf Schwerbehin-
derung bzw. Gleichstellung gestellt, 
aber noch nicht beschieden ist. 

Das BAG hat in mehreren Urteilen, so 
auch am 05.10.95 - 2 AZR 923/94 ent-
schieden, dass die Frage eines Arbeit-
gebers zulässig ist und wahrheitsgemäß 
beantwortet werden muss. Der Stellen-
bewerber muss von sich aus nur dann 
auf die Schwerbehinderung/Gleichstel-
lung hinweisen, wenn die beschränkte 
Leistungsfähigkeit für den vorgese-
henen Arbeitsplatz von entscheidender 
Bedeutung ist (BAG 01.08.85 - 2 AZR 
101/83). 

•	 Nach noch nicht abgeleistetem 
Grundwehr- oder Zivildienst.

•	 Nach einer vorliegenden Schwanger-
schaft nur dann, wenn der zukünftige 
Arbeitsplatz für schwangere Frauen 
nicht geeignet ist. 

Ein solcher Ausnahmefall wurde vom 
BAG am 01.07.1993, Az.: 2 AZR 25/93, 
behandelt. Ein Facharzt für Mikrobi-
ologie betreibt ein Labor. Die zukünf-
tige Mitarbeiterin sollte Blut- und Se-
rumsproben mit teilweise infektiösem 
Material bearbeiten. Die im Einstel-
lungsfragebogen gestellte Frage, ob 
eine Schwangerschaft vorliegt, wurde 
wahrheitswidrig verneint. Das BAG 
hat in diesem sicher speziellen Fall die 
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Denken Sie daran, dass viele Fragen, 
die Sie interessieren, nicht gestellt wer-
den dürfen. Einzelheiten zu erlaubten 
und verbotenen Fragen lesen Sie bitte 
in den vorherigen Abschnitten

1. Persönliches Auftreten 
beim Einstellungsgespräch

•	 Erste Eindrücke
•	 Pünktliches Erscheinen?
•	 Haare gewaschen?
•	 Rasiert?
•	 Bekleidung und Schuhe ordentlich?
•	 Gepflegter oder ungepflegter Ge-

samteindruck?
•	 Angemessene Ausdrucksweise?
•	 Zustand des Autos (anschauen!)
•	 Geordnete Bewerbungsunterlagen?

2. Gründe für die Berufswahl
•	 Was waren die Gründe für die Wahl 	

Ihres Ausbildungsberufes?
•	 Würden Sie diesen Beruf heute noch 

einmal lernen?
•	 Wurden Sie nach der Lehre von Ihrem 

Ausbildungsbetrieb übernommen?
•	 Wenn nicht, warum nicht?
•	 Wenn ja, warum haben Sie später 

den Ausbildungsbetrieb verlassen?

3. Kenntnisse und Fertigkeiten
•	 Welche Tätigkeit liegt Ihnen beson-

ders?
•	 Was können Sie besonders gut?
•	 Was machen Sie nicht so gern?
•	 Mit welchen Maschinen haben Sie in 

der Vergangenheit gearbeitet?
•	 Besteht Bereitschaft zur Ableistung 

von:
•	 Überstunden
•	 Wochenendarbeit
•	 Montageeinsatz

4. Weiterbildung und Perspektive
•	 Welche beruflichen Ziele haben Sie?
•	 Haben Sie in der Vergangenheit schon 

Fortbildungslehrgänge besucht?
	 Wenn ja, welche?
•	 Besteht zukünftig weiter Bereitschaft 

zur Fortbildung?
•	 Was tun Sie aktuell für Ihre Weiterbil-

dung?

5. Fragen wegen 
der Wechselhintergründe

•	 Wie sind Sie auf die freie Stelle auf-
merksam geworden?

•	 Weshalb wollen Sie die Arbeitsstelle 	
wechseln?

•	 Welche Arbeiten haben Sie zuletzt 	
ausgeführt?

•	 Was gefiel Ihnen bei dieser Arbeit 
und was gefiel Ihnen nicht?

Leitfaden zum 
Einstellungsgespräch

•	 Was versprechen Sie sich von der 
bei uns ausgeschriebenen Stelle?

•	 Üben Sie Neben- oder geringfügige 
Beschäftigungen aus? Wenn ja, bei 
wem?

6. Unser Betrieb
•	 Haben Sie irgendwann schon ein-

mal in unserem Betrieb oder einem 
Zweigbetrieb gearbeitet?

•	 Haben Sie schon Kenntnisse über 
unseren Betrieb? Wenn ja, welche?

•	 Wenn nein - Betrieb erklären

•	 Arbeiten Verwandte von Ihnen im Be-
trieb?

	 Wenn ja, bitte nennen.

•	 Kennen Sie Beschäftigte aus un-
serem Betrieb?

•	 Haben Sie einen Überblick über die 
Tätigkeit, die Sie auf dem zu beset-
zenden Arbeitsplatz erwartet?

7. Gesundheit und Freizeit
•	 Sind Sie schwerbehindert oder ha-

ben Sie einen Antrag auf Gleichstel-
lung gestellt?

•	 Fühlen Sie sich für die Tätigkeit hin-
reichend gesund?

•	 Haben Sie Rückenschmerzen?

•	 Sind Sie Raucher oder Nichtrau-
cher?

•	 Sind Sie in Besitz eines Führer-
scheins?

	 Welche Klassen?

	 Wenn nicht, weshalb?

•	 Treiben Sie Sport?

	 Wenn ja, welchen?

•	 Haben Sie Hobbys? 
Wenn ja, welche?

8. Gesprächsabschluss
•	 Wie sind Ihre Einkommensvorstel-

lungen?

•	 Welche Personen (Arbeitgeber) kön-
nen Sie als Referenz nennen?

9. Weitere Fragen/ 
Bemerkungen/Notizen:

Zum Abschluss sollten Sie dem Be-
werber für das Einstellungsgespräch 
danken und ggf. darauf hinweisen, daß 
weitere Bewerber zu einem Gespräch 
eingeladen sind und Sie sich die Ent-
scheidung bis zum Abschluss aller Ein-
stellungsgespräche vorbehalten.

dabei Aussagen über Vergütung, Ar-
beitszeit, freiwillige soziale Leistungen, 
Urlaub, Anwendung eines Tarifver-
trages, Dauer des Arbeitsverhältnisses 
usw. 

Beenden Sie das Vorstellungsgespräch 
mit dem Hinweis darauf, dass sich noch 
andere Bewerber vorstellen und Sie  
diese Gespräche vor einer Entscheidung 
natürlich gerne abwarten würden. Sa-
gen Sie nie spontan: „Sie stelle ich ein.“ 
Überschlafen Sie Ihre Entscheidung. 
Wenn möglich, lassen Sie zwischen Vor-
stellungsgespräch und der Einstellungs-
zusage einige Tage vergehen. Sie laufen 
sonst Gefahr, Ihre Entscheidung unter 
dem Eindruck des letzten Gesprächs zu 
fällen. Subjektiv betrachtet, macht bei 
gleich guten Bewerbern immer der letz-
te den besten Eindruck.

Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, 
seine ablehnende Entscheidung ge-
genüber dem Bewerber zu begrün-
den. In keinem Fall darf er aber einen 
Bewerber wegen eines Merkmals ab-
lehnen, das für die Anforderungen an 
die Tätigkeit ohne Bedeutung ist. Das 
Nichteinstellungsschreiben sollte des-
halb neutral und ohne Angabe von 
Ablehnungsgründen formuliert sein. 
Formulierungen wie „Sie sind zu alt für 
diese Stelle“ oder „Eine Frau kommt 
für die Tätigkeit nicht in Frage“ müssen 
unbedingt vermieden werden. Schrei-
ben Sie einfach: „Vielen Dank für Ihre 
Bewerbung. Wir haben uns für einen 
anderen Bewerber/ eine andere Bewer-
berin entschieden. Ihre Bewerbungsun-
terlagen erhalten Sie anbei zu unserer 
Entlastung zurück.“

Telefonische Rückfragen über die Ab-
lehnungsgründe sollten nicht beant-
wortet werden. 

Es empfiehlt sich, die Stellenanzeige, 
das Bewerbungsschreiben, die Pro-
tokollnotizen über das Vorstellungs-
gespräch und das Nichteinstellungs-
schreiben mindestens drei Monate 
aufzubewahren. Bewerber die eine Dis-
kriminierung geltend machen wollen, 
müssen ihren Anspruch innerhalb von 
zwei Monaten geltend machen (§ 21 
Abs. 5 AGG). Verstreicht die Frist unge-
nutzt, verfällt der Anspruch.

Bitte beachten: Die 2-Monats-Frist des 
§ 21 AGG beginnt mit der Zustellung 
des Nichteinstellungsschreibens. Der 
Versand dieses Schreibens hat also 
beweiskräftig entweder „Durch Bo-
ten“ oder durch „Übergabe-Einschrei-
ben mit Rückschein“ zu erfolgen. 

Anhörung des Betriebsrates  
vor der Einstellung 

Ist im Unternehmen ein Betriebsrat 
vorhanden, muss dieser vor Einstellung 
des neuen Mitarbeiters gehört werden.
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Der Fall:
Arbeitnehmer verliert rund 90% seiner 
betrieblichen Altersversorgung

Anna M. (Name geändert) hatte ihren 
Arbeitgeber gebeten, für Sie einen Teil 
Ihres Gehaltes in einer betrieblichen 
Altersversorgung anzulegen (Entgelt-
umwandlung). Nachdem 6.230 Euro 

binnen dreier Jahre in ein „betrieb-
liches Versorgungswerk“ vom Arbeit-
geber überwiesen waren, endete das 
Arbeitsverhältnis. Das betriebliche Ver-
sorgungswerk teilte mit, dass 639 Euro 
von „ihrem umgewandelten Gehalt“ 
noch da waren – der Rest war für Ko-
sten (z.B. Provisionen) verbraucht.

Vor dem LAG München wurde der Ar-
beitgeber verurteilt, der Mitarbeite-
rin die fehlenden 90% (abermals) als 
Lohn zu bezahlen. Für den Arbeitge-
ber wird diese „Erfahrung mit dem Fi-
nanzvertrieb“ jedoch durch Abgaben 
noch teurer werden, denn es fällt noch 
Sozialversicherung an, die nach drei 
Monaten dem Mitarbeiter nicht mehr 
rückwirkend belastet werden kann. Der 
Arbeitgeber sah 20%-Abgabenvorteil 
bei der betrieblichen Vorsorge – über 
das Risiko 120% und mehr am Ende 
per Saldo „drauf zu zahlen“ war er nicht 
beraten worden.

Verfassungswidrige 
Kostenbelastung

Bei der Kapitallebensversicherung 
bekommt der Vermittler eine Provisi-
on als Teil der Abschlußkosten. Der 
Versicherungsmathematiker August 
Zillmer führte im vorletzten Jahrhun-
dert eine Methode ein, wonach mit 
den Prämien der ersten Jahre erst mal  
diese Abschlußkosten vom Kunden 
über die Prämien bezahlt werden mus-
sten. Daher war der so genannte Wert 
in den ersten Jahren „null“ – und dies 
ist nicht nur „eine Anlegerschädigung“ 
(Prof. Dr. Michael Adams, Univ. Köln) 
sondern schlicht verfassungswidrig 
(BVG, 15.02.2006, Az. 1 BvR 1317/96).

Neues Urteil: 
Arbeitgeber in der Haftungsfalle

Die neue Entscheidung des LAG Mün-
chen (15.03.2007, Az. 4 Sa 1152106) 
betrifft jeden Durchführungsweg der be-
trieblichen Altersversorgung (Direktver-
sicherung, Pensionszusage, Pensions-
fonds, Pensionskasse, rückgedeckte 
Unterstützungskasse). Sind nicht zu je-
dem Zeitpunkt in etwa die Summe der 
einbezahlten Beiträge vorhanden, steht 
der Arbeitgeber in der Ausfallhaftung 
bei Entgeltumwandlung. Die Vereinba-
rungen mit den Mitarbeitern und dem 
Träger der betrieblichen Altersversor-
gung sind schlicht unwirksam – daher 
kommt eine doppelte Rückabwicklung 
in Frage.

Arbeitsrecht schlägt 
Versicherungsrecht:

Im Versicherungsvertrag kann legal gut 
die Hälfte der Beiträge für Abschluß-
kosten in den ersten Jahren kalkuliert 
sein – nach dem Arbeitsrecht ist dies 
wegen der verschuldensunabhän-
gigen Fürsorgepflicht als Arbeitgeber 
und dem Gebot der Wertgleichheit un-
möglich. Die Arbeitgeberhaftung kann 
nicht durch „Mitarbeiter-Aufklärung“ 
beseitigt werden. Mitarbeiter können, 
spätestens wenn sie aus dem Betrieb 
ausscheiden, den Arbeitgeber auf Zah-
lung einer fehlenden Wert-Differenz 
verklagen. Betriebsräte können einen 
Wirtschaftsausschuß zur Sanierung 
bestellen. Auch Tarifverträge enthalten 
insoweit nichtige Vorschriften. Klarheit 
bringt dem Arbeitgeber, ob er zu den 
wohl über 90% Betroffenen gehört, oft 
nur das Gespräch mit einem unabhän-
gigen Aktuar (z.B. pkv-gutachter.de/ 
siehe Brennpunkt Handwerk, Ausgabe 
2/2007)

Gründe für zeitnahe Sanierung
Bei der Entgeltumwandlung kommt 
dem Arbeitgeber die Rolle eines „unei-
gennützigen Treuhänders“ (OLG Düs-
seldorf, Urteil vom 06.03.1992) zu, also 
die Pflicht, sich im Interesse der Mit-
arbeiter ein günstiges Angebot auszu-
suchen. Die im Zeitablauf wachsende 
Arbeitgeberhaftung kann eine Bilanz-
berichtigung nahelegen. Es gilt zu be-
achten, dass Haftungsansprüche der 
Mitarbeiter nach 30 Jahren verjähren. 
Arbeitgeber haben aber ab Kenntnis 
oft nur 3 Jahre Zeit, ihr Geld komplett 
zurück zu holen.

*von Dr. Johannes Fiala, Rechtsanwalt, e-mail: 
info@fiala.de / web: www.fiala.de

Wie können sich Unternehmen am besten gegen 
mögliche Haftungsansprüche in der bAV absichern?

Arbeitgeber haben durch betriebliche Altersvorsorge doppelte Lohnkosten ?!
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Rentner dürfen neben ihren Altersbe-
zügen Geld hinzuverdienen. Je nach 
Art der Rente gelten dafür bestimmte 
Obergrenzen. Auch bei der Sozialver-
sicherungspflicht gibt es Unterschiede.

1. Altersrente
Ist das 65. Lebensjahr vollendet, dür-
fen Rentner uneingeschränkt hinzu-
verdienen, ohne mit Rentenkürzungen 
rechnen zu müssen. Sofern der Ge-
setzgeber keine Änderungen vornimmt, 
gelten diese Bestimmungen bis 2011. 
Danach wird die Regelaltersgrenze für 
eine Altersrente stufenweise auf das 67. 
Lebensjahr angehoben. Bezieht man je-
doch eine vorzeitige Altersrente, kommt 
eine Hinzuverdienstgrenze ins Spiel: 
Unter 65 Jahren dürfen Rentner zurzeit 
monatlich bis zu 350 Euro brutto neben-
her verdienen. Diese Hinzuverdienst-
grenze darf jedoch in zwei Kalender-
monaten innerhalb eines Kalenderjahrs 
bis zum doppelten Betrag überschritten 
werden, zum Beispiel bei einer Über-
stundenvergütung, Urlaubs- oder Weih-
nachtsgeld. Liegt das Einkommen bei 
einer vorzeitigen Altersrente regelmäßig 
über der allgemeinen Hinzuverdienst-
grenze, wird die Rente – gegebenenfalls 
auch rückwirkend – vermindert und als 
so genannte Teilrente ausgezahlt. Je 
mehr hinzuverdient wird, umso weiter 
sinkt der Anteil der Teilrente.

Sozialversicherungspflicht 
Mini-Job:

Grundsätzlich besteht für beschäftigte 
Altersrentner im Rahmen eines 400-
Euro-Jobs Versicherungsfreiheit. Der 
Arbeitgeber muss für diese geringfügig 
entlohnte Beschäftigung die üblichen 
Pauschalbeiträge in Höhe von 13 Pro-

Wenn Sie Rentner beschäftigen
Qualifizierte Arbeitskräfte sind knapp. Deshalb kommt es immer häufiger vor, dass Betriebe auch Rentner 
beschäftigen. Eine Lösung, die für alle Beteiligten Vorteile bringen kann. Doch je nach Art der Rente gibt 

es unterschiedliche Bestimmungen, die Sie dabei beachten müssen.

zent an die Krankenversicherung und 
15 Prozent an die Rentenversicherung 
entrichten.

Verdienst über 400 Euro: 
Kranken- und Pflegeversicherung:

Alle beschäftigten Altersrentner sind 
krankenversicherungspflichtig. Die Bei-
träge werden dabei nach einem ermä-
ßigten Beitragssatz fällig, da kein An-
spruch auf Krankengeld besteht. Sie 
werden anteilig jeweils zur Hälfte vom 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gezahlt. 
Gleiches gilt auch für die Abgaben zur 
Pflegeversicherung.

Renten- und Arbeitslosenversicherung: 

Ab Vollendung des 65. Lebensjahres 
sind beschäftigte Altersrentner ver-
sicherungsfrei, während Arbeitgeber 
weiterhin den Beitragsanteil entrichten 
müssen, der auch bei Versicherungs-
pflicht zu zahlen wäre. Ist der beschäf-
tigte Altersrentner jünger als 65 — und 
verdient er mehr als 400 Euro pro Mo-
nat hinzu — besteht auch für den Rent-
ner selbst Versicherungspflicht. Gleit-
zonenregelung beachten: 

Ist der Rentner versicherungspflich-
tig und liegt sein Verdienst zwischen 
400,01 und 800 Euro pro Monat, wer-
den seine Beiträge nach der Gleitzo-
nenformel berechnet.

2. Rente wegen Erwerbsminderung
Auch Rentner, die vor ihrer Altersrente 
Leistungen aufgrund einer verminder-
ten Erwerbsfähigkeit erhalten, können 
nebenbei noch arbeiten, soweit es de-
ren Gesundheitszustand zulässt. Bei 
Beziehern einer Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung wird davon ausge-

gangen, dass der Rentner noch einen 
gewissen Teil seines Lebensunterhalts 
selbst erwirtschaften kann. Die Hin-
zuverdienstgrenzen werden für jeden 
Rentner wegen teilweiser Erwerbsmin-
derung individuell ermittelt. Wie hoch 
die Hinzuverdienstgrenze tatsächlich 
ausfällt, steht im Rentenbescheid. Auch 
hier darf man an zwei Monaten pro Ka-
lenderjahr das Doppelte verdienen. 
Liegt die Rentenbewilligung schon eini-
ge Zeit zurück, kann es sein, dass sich 
die Hinzuverdienstregelungen geändert 
haben. In diesem Fall sollte man die 

Sonderfall: Der beschäftigte  
Rentner gehört zur Familie

Hier müssen Sie klären, ob er formal 
als abhängig Beschäftigter gilt. Dies 
ist der Fall, wenn

•	 er in den Betrieb eingegliedert ist,

•	 er dem Weisungsrecht  
des Arbeitgebers unterliegt,

•	 er anstelle einer fremden  
Arbeitskraft eingestellt wurde,

•	 er ein regelmäßiges,  
angemessenes Entgelt erhält,

•	 regelmäßig Lohnsteuer vom  
Arbeitsentgelt entrichtet und

•	 das Arbeitsentgelt als  
Betriebsausgabe gebucht wird.

Werden diese Kriterien erfüllt, gelten 
die üblichen Bestimmungen. Wenn 
nicht, fallen keine Sozialversiche-
rungsbeiträge an. In jedem Fall gelten 
die üblichen Hinzuverdienstgrenzen. 
Diese Regelungen betreffen jedoch nur 
Bezieher einer gesetzlichen Rente.

Tipps für Arbeitgeber

TIPP 1
Um Arbeitseinsätze besser planen zu 
können, sollten Sie sich bei Vertrags-
abschluss genau über die Art der Ren-
te des Beschäftigten informieren, denn 
daraus resultiert oft eine unterschiedli-
che Sozialversicherungspflicht.

TIPP2
Beschäftigen Sie einen Rentner kürzer 
als zwei Monate, handelt es sich um ein 
kurzfristiges Beschäftigungsverhältnis. 
In dem Fall sind keine Sozialabgaben 
zu zahlen. Sie sollten jedoch den Rent-
ner darauf hinweisen, dass es zu Ren-
tenkürzungen kommt, falls die Hinzu-
verdienstgrenze nicht eingehalten wird.
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individuelle Hinzuverdienstgrenze vom 
Rentenversicherungsträger errechnen 
lassen. Dies ist von großer Bedeutung, 
denn das Überschreiten dieser Gren-
zen hat stufenweise Rentenkürzungen 
zur Folge. Bei einer Rente wegen voller 
Erwerbsminderung darf der monatliche 
Verdienst nicht über 350 Euro liegen. 
Ansonsten muss der Rentner damit 
rechnen, dass seine Rente gemindert, 
bei zu hohem Verdienst sogar ganz 
eingestellt wird. Gilt Ihr Arbeitnehmer 
aufgrund seines Leistungsvermögens 
jedoch weiterhin als voll erwerbsge-
mindert, darf er mehr als 350 Euro pro 
Monat verdienen, muss aber damit 
rechnen, dass seine Rente nur noch in 
Höhe von drei Vierteln, zur Hälfte oder 
eines Viertels gezahlt wird.

Sozialversicherungspflicht
Grundsätzlich gelten bei Rentnern we-
gen voller Erwerbsminderung diesel-
ben Regelungen zur Krankenversiche-
rungs- und Pflegeversicherungspflicht 
wie bei Altersrentnern. Zusätzlich dazu 
besteht bei voller Erwerbsminderung 
jedoch auch Rentenversicherungs-
pflicht, wobei die Beiträge jeweils zur 
Hälfte vom Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer zu entrichten sind. Abgaben zur 
Arbeitslosenversicherung sind nicht zu 
zahlen. Rentner wegen teilweiser Er-
werbsminderung sind in allen Zweigen 
der Sozialversicherung versicherungs-
pflichtig. Die Beitragslast verteilt sich 
jeweils zur Hälfte auf Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Beachten Sie auch hier 
gegebenenfalls die Gleitzonenrege-
lung. Beträgt der monatliche Verdienst 
höchstens 400 Euro, gelten die Rege-
lungen für Mini-Jobs.

Sie haben noch Fragen zur Beschäfti-
gung von Rentnern? Der Arbeitgeber-
Service Ihrer Krankenkasse berät Sie 
gern. Rufen Sie einfach bei Ihrer Kas-
se an und fragen Sie nach Ihrem An-
sprechpartner.

Unter www.ikk.de für Arbeitgeber fin-
den Sie zudem

•	 eine Übersicht zur  
Sozialversicherungspflicht  
von beschäftigten Rentnern,

•	 Fallbeispiele zur Beschäftigung  
von Rentnern,

•	 einen Link zum  
Online-Gleitzonenrechner.

Tipps für Rentner

TIPP 1
Falls die Altersrente aufgrund einer 
Erwerbstätigkeit in eine Teilrente 
umgewandelt wurde, kann zu einer 
höheren Rente zurück gekehrt wer-
den, wenn der Rentner die aktuelle 
Hinzuverdienstgrenze wieder einhält. 
Sie sollten die höhere Leistung dann 
sofort bei Eintritt der Änderung, spä-
testens aber innerhalb von drei Ka-
lendermonaten, bei Ihrer Rentenver-
sicherung beantragen.

TIPP 2
Wurde dem Rentner vor dem 1. Ja-
nuar 2001 eine Rente wegen Berufs-
unfähigkeit oder wegen Erwerbs-
unfähigkeit zugesprochen, gelten 
andere Hinzuverdienstregelungen, 
die bei Ihrem Rentenversicherungs-
träger zu erfahren sind. Kostenloses 
Servicetelefon: 0800/10004800, In-
ternet: www.deutscherentenversi-
cherung.de

In den Feuerversicherungspolicen ist 
fast immer die Bestimmung zu finden, 
dass betankte Kraftfahrzeuge in Hallen 
und Garagen abgestellt sein dürfen und 
Versicherungsschutz besteht, sofern 
keine behördlichen Vorschriften ver-
letzt werden. Häufig wird dabei über-
sehen, dass in einer Lagerhalle oder 
der  Werkstatt abgestellte Kraftfahr-

Abstellen von Kraftfahrzeugen  
in anderen Räumen als Garagen

zeuge nur selten Versicherungsschutz 
genießen. Zu Kraftfahrzeugen gehören 
z.B. auch diesel- und benzinbetriebene 
Gabelstapler. Eine solche behördliche 
Vorschrift ist die Rheinland-Pfälzische 
Garagenverordnung. 

Diese behördliche Vorschrift lautet 
auszugsweise wie folgt:

§ 19 Abstellen von Kraftfahrzeugen in 
anderen Räumen als Garagen

(1) Kraftfahrzeuge dürfen in Treppen-
räumen und allgemein zugänglichen 
Fluren nicht abgestellt werden.

(2) Kraftfahrzeuge dürfen in sonstigen 
Räumen, die keine Garagen sind, nur 
abgestellt werden, wenn

1.	 das Fassungsvermögen ihrer Kraft-
stoffbehälter insgesamt nicht mehr 
als 12 Liter beträgt, Kraftstoff außer 
dem Inhalt der Kraftstoffbehälter 
abgestellter Kraftfahrzeuge in die-
sen Räumen nicht aufbewahrt wird 
und diese Räume keine Zündquel-
len oder leicht entzündliche Stoffe 
enthalten,

2.	 die Kraftfahrzeuge Arbeitsmaschi-
nen sind oder

3.	 die Räume Ausstellungs- Verkaufs- 
Werk- oder Lagerräume für Kraft-
fahrzeuge sind.

Aus der Garagenverordnung geht somit 
eindeutig hervor, dass das Abstellen 
von Kraftfahrzeugen in anderen Räum-
lichkeiten als Garagen nicht gestattet 
ist. Somit ist der Feuerversicherer bei 
einem Brandschaden von der Leistung 
frei, wenn sich Kraftfahrzeuge in der 
Lagerhalle oder Werkstatt befanden, 
zunächst unabhängig davon, ob sie ur-
sächlich etwas mit dem Brand zu tun 
hatten oder nicht.

Über eine Kausalitätsprüfung kann 
dann im einzelnen Schadenfall geprüft 
werden, ob das Kraftfahrzeug Ursache, 
Brandsbeschleuniger oder gänzlich 
unschuldig am Feuer war. Eine solche 
Situation gilt es zu vermeiden.

Grundsätzlich ist zu sagen:
Man benötigt eine behördliche Geneh-
migung um Lagerhallen oder Werkstät-
ten als Garage nutzen zu können. Eine 
solche Genehmigung erteilt in der Re-
gel unproblematisch das Gewerbeauf-
sichtsamt.

Sofern diese Genehmigung vorliegt, 
kann sich der Versicherer nicht auf 
eine Gefahrerhöhung berufen; zusätz-
lich sollte dies durch die Vereinbarung 
einer entsprechenden Klausel in den 
Versicherungsbedingungen verankert 
werden.
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Versorgungswerk Rhein-Westerwald e.V. 
Langendorfer Straße 91 · 56564 Neuwied



Ehrungen 2008
Senden Sie uns das Formular bitte im Fensterbriefumschlag mit der Post  

oder per Fax an 0 26 02 / 10 05 27 zurück. Bitte nur mit Schreibmaschine oder in Druckschrift ausfüllen!

Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald

Postfach 1364

56403 Montabaur

In unserem Betrieb stehen im Jahr 2008 folgende Jubiläen an:

1. Betriebsjubiläum:
(Ehrungen erfolgen jeweils in Abständen von 25 Jahren nach der Betriebsgründung)

Betriebsname:

PLZ + Ort: 	 Straße:

Datum der Handwerksrolleneintragung:

Falls abweichend: anderes Gründungsdatum:

                                  nachgewiesen durch:

Wir planen die Durchführung einer Feier	  ja	  nein

Wenn Sie eine Feier durchführen, werden die Urkunden im Regelfall persönlich überreicht. Richten Sie keine Feier aus, erhal-
ten Sie die Urkunden per Post.

2. Arbeitnehmerjubiläum:
(Urkunden werden bei 25-, 40- und 50-jähriger Betriebszugehörigkeit ausgestellt)

Name: 	 Vorname:

Geb.-Datum: 	 PLZ + Wohnort:

Eintrittsdatum: 	 derzeitige Berufsbezeichnung:

3. 25 Jahre Meisterprüfung / 50 Jahre Meisterprüfung:
(aus Anlass des 25-jährigen bzw. des 50-jährigen Meisterjubiläums)

Name: 	 Vorname: 			   Geb.-Datum:

PLZ + Ort: 	 Straße:

Meisterprüfung abgelegt am: 	 im 						      -Handwerk

bei der Handwerkskammer:

Ort/Datum 	 Unterschrift

Absender / Stempel:

Auskunft erteilt:

Damit Innung und Kreishandwerker-

schaft Sie zu besonderen Jubiläen 

würdigen können, teilen Sie uns doch 

bitte Ihre Daten mit dem Formular mit.
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Der Gabelstapler 
ist das am häu-
figsten benutzte 
Transportmittel im 
innerbetrieblichen 
Gütertransport. 
Eine effiziente 
Nutzung dieses 
Geräts setzt ge-
schultes Personal 
voraus. Vielfach 
herrscht die Mei-
nung, dass Per-
sonen mit einem 
Kfz.- Führerschein 
auch bedenkenlos 
zum Steuern von 
Gabelstaplern ge-
eignet sind. Dies 
ist, wie die Unfallerfahrung beweist, 
ein gefährlicher Trugschluss. Eine un-
sachgemäße Bedienung kann sowohl 
den Fahrer selbst, als auch weitere Per-
sonen im Betrieb gefährden. Weiterhin 
sind Schäden an Betriebs- oder Lager
einrichtungen sowie Umweltschäden 
oftmals die Folge einer fehlerhaften Be-
dienung von Flurförderfahrzeugen. 

Gemäß der BGV D 27 dürfen
Gabelstaplerfahrer nur eingesetzt 

werden, wenn sie hierfür 
ausgebildet sind und ihre 

Befähigung nachgewiesen haben.

Sie sollten sich als Unternehmer nicht 
durch den Einsatz von Staplerfahrern 
ohne gültigen Fahrausweis in Schwie-
rigkeiten bringen. Mit Kontrollen durch 
die Berufsgenossenschaft oder die 
Gewerbeaufsicht müssen Sie jederzeit 
rechnen! 
Aus diesem Grund bieten wir Ihnen 
entsprechende Kurse an. Die 1-tägige 
Schulung soll erfolgen: 

Samstag, 17. November 2007,
08.00 – 16.30 Uhr

in der Geschäftsstelle in Montabaur 
bzw. die praktische Prüfung in einem 
Betrieb. 

Bitte melden Sie sich, bis jeweils 2 Wo-
chen vor der Schulung, mit dem Anmel-
deabschnitt an. Für den Schulungster-
min am 17. September bitte bis zum 28. 
September 2007
Die Teilnahmegebühr pro Person beträgt 
lediglich 70,00 € + MwSt. und wird über 
die Rhein-Westerwald eG abgerechnet. 
Für weitere Fragen steht Ihnen die Ge-
schäftsstelle (Frau Hellinghausen, Tel.: 
02741/9341-0) gerne zur Verfügung.

Akademie der 
Kreishandwerkerschaft 
Rhein-Westerwald

Postfach 13 64 • 56403 Montabaur

Gabelstaplerfahrer-
Schulung

Seminar
Die Zustellung eines Pfändungs- und 
Überweisungsbeschlusses lässt Arbeit-
geber oftmals hilflos reagieren, da dies 
in kleineren Betrieben doch eher selten 
vorkommt. Der Arbeitgeber muss dann 
aber feststellen, dass er zum Geldein-
treiber für einen Dritten geworden ist 
und diverse Pflichten erfüllen muss.

Wichtige Begriffe
Oftmals verwirren bereits die be-
nützten Begriffe:
•	 Der Arbeitgeber wird im Pfän-

dungsverfahren als Drittschuldner 
bezeichnet,

•	 der Arbeitnehmer ist der Schuldner,
•	 derjenige, dem der Schuldner 

Geld schuldet, ist der Gläubiger,
•	 die Pfändung des Gehaltes, das 

der Arbeitgeber an seinen Mit-
arbeiter zu bezahlen hat, erfolgt 
durch den Pfändungs- und Über-
weisungsbeschluss,

dieser Beschluss wird durch den 
Gerichtsvollzieher im Betrieb förm-
lich zugestellt.

Nach der Zustellung des Pfändungs- 
und Überweisungsbeschluss, hat der 
Arbeitgeber dem Gläubiger bestimmte 
Auskünfte zu erteilen. Pfändbare Ge-
haltsanteile dürfen nicht mehr an den 
Mitarbeiter ausgezahlt werden, sondern 
müssen dem Gläubiger überwiesen 
werden. Auf keinen Fall darf der Arbeit-
geber die Pfändung einfach ignorieren. 
Denn dies kann dazu führen, dass der 
Arbeitgeber sich schadensersatzpflich-
tig macht und letztendlich das Gehalt 
teilweise „doppelt zahlen muss“.

Die Auskunftspflicht
Der Arbeitgeber ist verpflichtet zu er-
klären: a) ob er eine Gehaltspfändung 
eines Mitarbeiters als begründet an-
erkennt und zur Zahlung bereit ist, b) 
ob und welche Ansprüche andere Per-
sonen an der Gehaltsforderung geltend 
machen und c) ob bereits andere Gläu-
biger das Gehalt gepfändet haben. 

Sofern keine anderen Ansprüche beste-
hen, reicht es aus, wenn der Arbeitge-
ber seine Zahlungsbereitschaft anzeigt. 
Ist dies nicht der Fall, so sollte er – zu-
mindest im Zweifelsfall – umfassend be-
gründen, welche anderen zeitlich vorge-
henden Forderungen anderer Gläubiger 
bestehen und in welcher Höhe.

Die Auskunft muss innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung des Pfän-
dungs- und Überweisungsbeschlusses 
erteilt werden. Sie sollte im eigenen Inte-
resse des Arbeitsgebers unbedingt ein-
gehalten werden. Bei nicht rechtzeitiger 
Auskunft, aber auch bei unvollständigen 
oder falschen Angaben, besteht die Ge-
fahr, Schadensersatz leisten zu müssen. 

Was tun bei Gehaltspfändungen? 
Denn reicht der Gläubiger bei unterlas-
sener Auskunft Klage gegen den Arbeit-
geber auf Einziehung des pfändbaren 
Gehaltsanteils ein und stellt sich später 
heraus, dass ein solcher Gehaltsanteil 
nicht besteht, hat der Arbeitgeber in 
aller Regel die nutzlos aufgewendeten 
Gerichts- und Rechtsanwaltskosten 
dem Gläubiger zu erstatten. Daher sollte 
die Auskunft stets genau, vollständig 
und fristgerecht erteilt werden. 
Die Berechnung des pfändbaren Einkom-
mens bereitet vielfach Probleme. Denn 
nicht alles, was der Arbeitnehmer ver-
dient, ist pfändbar. Der Arbeitgeber muss 
die Berechnung des tatsächlich pfänd-
baren Arbeitseinkommens vornehmen. 
Die Gehaltspfändungstabelle gilt nicht 
für Unterhaltsansprüche, also etwa eines 
Kindes des Arbeitnehmers. Auch enthält 
die Berechnung des zu berücksichti-
genden Nettoverdienstes gewisse Tü-
cken. Denn gewisse Bezüge sind gesetz-
lich ausdrücklich für ganz oder teilweise 
unpfändbar erklärt. So sind beispielswei-
se Überstundenvergütungen, Urlaubs-
geld, Weihnachtsgeld, Auslösungsgelder, 
Schmutz- und Gefahrenzulage  nur zu je 
einem bestimmten Anteil zu berücksich-
tigen. Eine falsche Berechnung kann zur 
Folge haben, daß der Arbeitgeber entwe-
der dem Gläubiger oder dem Arbeitneh-
mer auf Schadensersatz haftet. 

Bei mehreren Pfändungen 
gilt das Prioritätsprinzip

Bei Gehaltspfändungen gilt: Wer zu-
erst kommt, mahlt zuerst. Daher ist die 
frühere Pfändung vollständig zu erfül-
len, also pfändbares Gehalt ist solange 
an den ersten Gläubiger auszuzahlen, 
bis der Gesamtbetrag aus dem ersten 
Pfändungsbeschluss getilgt ist. Erst 
danach kann auf den nächsten Be-
schluss gezahlt werden. Um nicht we-
gen einer falscher Auszahlung eventuell 
zu haften, besteht die Möglichkeit, den 
streitigen Betrag beim Amtsgericht zu 
hinterlegen. Allerdings ist dieser Weg 
nur offen, wenn Zweifel an der Richtig-
keit einer Pfändung oder einer früheren 
Abtretung des Gehaltes bestehen.
Der Gläubiger muss die Kosten für 
die Bearbeitung des Pfändungs- und 
Überweisungsbeschlusses nicht erset-
zen. Dennoch empfiehlt es sich die Be-
arbeitung der Pfändung im Zweifelsfall 
dem Steuerberater zu übertragen, um 
zusätzliche Schäden zu vermeiden.  
Für Rückrage steht Ihnen der Autor 
gerne zur Verfügung.

Michael Henn, Rechtsanwalt/ 
Fachanwalt für Arbeitsrecht 
e-Mail: henn@drgaupp.de
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Prüfzeichen und Gütesiegel helfen als 
Wegweiser. Die Zahl der Qualitätsaus-
zeichnungen nimmt allerdings ständig 
zu und sorgt auch für Verwirrung. Hinzu 
kommt, dass nicht alle Zeichen, mit de-
nen auf den Verpackungen geworben 
wird, von unabhängigen Institutionen 
stammen. 

Die Zahl der Verbraucher, die beim Ein-
kauf auf gesundheitliche Aspekte und 
ökologische oder soziale Verantwor-
tung achten, wächst in den letzten Jah-
ren beständig.

Hier das Handwerk betreffend wich-
tigste Siegel im Überblick:

Blauer Engel
Es gibt Produkte, die Schadstoffe von 
sich geben, ohne dass wir es mer-
ken. Diese schädlichen Stoffe können 
in Kleidung enthalten sein, in Farben, 
Spielsachen, Möbeln und vielem ande-
ren mehr.

 Seit 1977 gibt es in Deutschland ein 
so genanntes Gütesiegel für umwelt-
freundliche Produkte. Es heißt Blauer 
Engel. 

Der Blaue Engel kennzeichnet also 
besonders umweltschonende und ge-
sundheitlich unbedenkliche Produkte 
und Dienstleistungen. Der Blaue Engel 
gilt für Produktgruppen wie Büroartikel, 
Computer, Holz- und Heimwerkerbe-
darf. Die Kriterien legen das Umwelt-
bundesamt und das Deutsche Institut 
für Gütesicherung und Kennzeichnung 
(RAL) gemeinsam fest. Zuvor werden 
Hersteller, Umwelt-, Verbraucher- und 
Wirtschaftsverbände sowie andere ge-
sellschaftliche Gruppen angehört.

Die Lizenzen, die sich die Hersteller alle 
drei Jahre erneuern lassen müssen, 
vergibt allein das RAL. Das umfang-
reiche und geregelte Vergabeverfahren 
unterstützt die Glaubwürdigkeit des 
Zeichens.

Ein Beispiel ist der Blaue Engel für 
Wandfarben: Durch einen geringen 
Gehalt an flüchtigen organischen Ver-
bindungen sollen die Belastungen der 
Innenraumluft und der äußeren Umwelt 
auf ein Mindestmaß reduziert werden. 
Die Unternehmen können selbst ent-
scheiden, ob sie ihr Produkt prüfen las-
sen. Auch innerhalb der Europäischen 
Union gibt es ein Umweltzeichen, das 
für umweltfreundliche Produkte ver-
geben wird. Das ist das so genannte 
ECO-Label.

CE-Kennzeichnung
Die zwei Buchstaben sind eine Art 
Reisepass für den europäischen Bin-

nenmarkt und beschreiben damit den 
Geltungsbereich für dieses Zeichen. 
Die Abkürzung steht auf deutsch für 
Europäische Gemeinschaft. Die ge-
kennzeichneten Waren erfüllen schlicht 
die Bestimmungen aller EU-Richtlinien. 
Hinweise auf die Qualität der Produkte 
bietet es nicht.

Der Hersteller verpflichtet sich nur, Min-
destanforderungen bei der Produktsi-
cherheit einzuhalten. Über Schadstoff-
belastungen sagt das Siegel so gut 
wie nichts. Das Zeichen wird von Her-
stellern und Importeuren ohne jegliche 
Kontrolle in eigener Regie Vergeben. Es 
richtet sich in erster Linie an die Verwal-
tungsbehörden der EU-Mitgliedstaaten 
und nicht an Verbraucher.

GS-Zeichen
„GS” steht für „Geprüfte Sicherheit”. 
Bei dem Zeichen werden die gleichen 
Kriterien wie beim CE-Zeichen berück-
sichtigt. Allerdings untersucht eine zu-
gelassene, unabhängige Prüfstelle, ob 
die europäischen Sicherheitsnormen 
eingehalten werden. 

Das Symbol zeigt an, dass ein Produkt 
aus technischer Sicht gefahrlos ge-
braucht werden kann. Spielzeug oder 
Elektrogeräte werden etwa mit dem 
Siegel gekennzeichnet. Die Produkte 
und ihre Fertigung werden regelmäßig 
überwacht. Über die Qualität der Ware 
sagt das Zeichen allerdings nichts aus.

VDE-Zeichen
Das Zeichen wird vom Verband Deut-
scher Elektriker vergeben. Es bestätigt, 
dass die gesetzlichen Anforderungen 
für elektrische Sicherheit und Gesund-
heitsschutz erfüllt sind. Das Dreieck 
findet sich auf elektrischen Produkten, 
zum Beispiel auf Haushaltsgeräten 
oder Lampen. Schadstoffe oder pä-
dagogische Kriterien werden nicht be-
rücksichtigt.

Als Prüfzeichen oder Prüfsiegel wer-
den grafische oder schriftliche Markie-
rungen an Produkten bezeichnet, die 
eine Aussage über die Einhaltung be-
stimmter Kriterien geben sollen.

Vielfach werden beispielsweise „Test-
Urteile”, wie etwa die von der „Stiftung 
Warentest” oder „Öko-Test”, auch als 
Prüfsiegel bezeichnet. Auf Zeichen 
dieser Art ist meist das individuelle 
Testurteil (zum Beispiel „sehr gut”) 
aufgedruckt. Sie enthalten damit eine 
Einzelprodukt-Wertung und sind im 
eigentlichen Sinne keine allgemeingül-
tigen „Prüfzeichen”, sondern bewer-
tende „Prädikate”.

Über die wichtigsten Prüfzeichen 
und Qualitätsauszeichnungen

Wer hauptberuflich selbstständig tätig 
ist, unterliegt in seiner Beschäftigung 
nicht der Versicherungspflicht in der 
Kranken- und Pflegeversicherung - 
wohl aber in der Renten- und Arbeits-
losenversicherung. Als hauptberuflich 
gilt eine selbstständige Tätigkeit, wenn 
sie die wirtschaftliche Bedeutung und 
den zeitlichen Aufwand der übrigen 
Erwerbstätigkeiten zusammen deut-
lich übersteigt. Personen, die minde-
stens einen Arbeitnehmer haben, der 
mehr als geringfügig beschäftigt ist, 
zählen grundsätzlich zu den hauptbe-
ruflich Selbstständigen - selbst dann, 
wenn die abhängige Beschäftigung 
wirtschaftlich und zeitlich wesentlich 
bedeutender ist, als die selbstständige 
Tätigkeit. Mittlerweile hat das Bundes-
sozialgericht sogar entschieden, dass 
hier auch mehrere geringfügig Beschäf-
tigte ausreichen, wenn die Addition der 
Entgelte 400 Euro übersteigt. 

Beispiel:
Ein Selbstständiger beschäftigt 3 Mit-
arbeiter. Arbeitnehmer A erhält 180 
Euro; Arbeitnehmer B erhält 250 Euro; 
Arbeitnehmer C erhält 100 Euro

Der Selbstständige selbst steht in einem 
abhängigen Beschäftigungsverhältnis 
mit 30 Wochenstunden und 2000 Euro 
Arbeitsentgelt. Ergebnis: Zusammen 
haben die Arbeitnehmer 530 Euro. So-
mit wird hauptberuflich selbstständige 
Tätigkeit vorausgesetzt. 

Aber auch wenn keine Arbeitnehmer 
beschäftigt sind, kann eine hauptberuf-
lich selbstständige Tätigkeit vorliegen. 
Dies ist dann der Fall, wenn die wirt-
schaftliche Bedeutung und der Zeitum-
fang überwiegen. Dagegen geht man 
bei Personen, die mindestens 18 Stun-
den in der Woche als Arbeitnehmer tä-
tig sind und ein Arbeitsentgelt von mehr 
als 1225 Euro im Monat erzielen, davon 
aus, dass sie keine Zeit mehr für eine 
hauptberuflich selbstständige Tätigkeit 
haben.

Verbindliche Auskunft sowie eine 
schriftliche Beurteilung, die bei Be-
triebsprüfung durch den Rentenversi-
cherungsträger vorgelegt werden kann, 
erhalten Sie bei Ihrer Krankenkasse.

Selbstständig  
und gleichzeitig Arbeitnehmer  

in einer anderen Firma - 

Was ist zu beachten?
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Geräusch- und vibrationsarme Alterna-
tive zum Trennen von Rohren und Pro-
filen jeder Art.

Die Bandsäge 2107FK von Makita 
schneidet Rohre und Profile aus NE-
Metall, Kunststoff, Weichstahl und Gus-
seisen. Diesen Job verrichtet sie sehr 
leise und vibrationsarm, weil der Trenn-
vorgang durch ein gleichmäßig durchs 
Material gezogenes Bandsägeblatt er-
folgt und nicht durch Hubbewegungen 
in Vor- und Zurückrichtung. Dieses 
Prinzip ermöglicht einen ruhigen und 

sauberen Schnitt. Die Säge wird beid-
händig geführt und nur auf das Material 
aufgesetzt. Sie schneidet durch ihr Ei-
gengewicht. Um immer auf das richtige 
Material vorbereitet zu sein, lässt sich 
die Bandgeschwindigkeit elektronisch 
von 60 – 105 m pro Minute einstellen. 
Der verstellbare Zusatzgriff lässt sich 
verstellen und ermöglicht dem Anwen-
der immer die richtige Arbeitsposition. 
Der 710 Watt-Motor ermöglicht eine 
Schnittleistung von 120 mm Rundma-
terial oder Profile im Format bis 120 
x 120 mm. Ein verstellbarer Tiefenan-
schlag verhindert bei Bedarf zu tiefes 
Eindringen ins Material. Für den harten 
Baustelleneinsatz ist die robuste Brü-
ckenkonstruktion mit einem Alumini-
um-Rahmen verstärkt. Die Kohlebür-
sten sind von außen austauschbar. Um 
immer optimale Sicht auf die Schnitt-
stelle zu haben, kann eine leuchtstarke 
Zusatzbeleuchtung zugeschaltet wer-
den. Das Gewicht der Säge beträgt 5,7 

Vorgestellt: Produkte, Service und innovative Lösungen für Handwerker

Elektronik-Bandsäge 2107FK

kg. Ausgeliefert wird die Maschine im 
Transportkoffer mit Sägeblatt. Informa-
tionen zum Produkt erhalten Sie von 
Fa. Allround-Tech, Betzdorf.

Es kann immer wieder einmal vorkommen, dass Güter und Waren beim Transport beschädigt werden. Doch binnen welcher 
Frist muss ein Kunde bzw. Empfänger einen Schaden  melden, damit daraus überhaupt Ansprüche entstehen? Diese Frage 
führt in der Praxis immer wieder zu heftigen Diskussionen.

Die folgende Übersicht bietet Ihnen Rechtssicherheit:

Nationale Transporte Internationale Transporte

Achtung:  In den beiden letzten Fällen werden der Tag der Ablieferung und der Tag der Überprüfung nicht mitgerechnet.

Ist der Schaden klar erkennbar = Tag der Ablieferung
Bei Transporten per LKW innerhalb Deutschlands greift bei 
einem Ladungsschaden § 438 Abs. 1 Handelsgesetzbuch 
(HGB). Danach hat der Empfänger oder Absender den 
Schaden, wenn dieser äußerlich erkennbar ist, am Tag der 
Ablieferung zu rügen.

Verdeckte Schäden = binnen 
7 Tagen nach Ablieferung
So regelt es § 428 Absatz 2 HGB.

Lieferfristüberschreitungen  = 21 Tage
Bei Lieferfristüberschreitungen erlöschen Ansprüche, die 
nicht innerhalb von 21 Tagen angezeigt werden.

Ist der Schaden klar erkennbar = Tag der Ablieferung 
mit Vermerk auf dem Frachtbrief
Nach dem Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im 
Internationalen Straßengüterverkehr (CMR) gilt gemäß Artikel 
30 Abs. 1 ebenfalls für den Empfänger, offen erkennbare Schä-
den bei der Ablieferung auf dem Frachtbrief zu vermerken.

Verdeckte Schäden = binnen 
7 Tagen nach Ablieferung
Dabei werden Sonn- und gesetzliche Feiertage nicht be-
rücksichtigt. Auch hier muß zwingend die Schriftform 

eingehalten werden. Das heißt, der Schaden kann nicht 
einfach „telefonisch“ gemeldet werden.

Lieferfristüberschreitungen = 21 Tage
Auch bei internationalen Transporten gilt in diesem Fall eine 
21-Tage-Frist.

Wie schnell müssen Schäden reklamiert werden?
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Jedes Jahr steht für rund 70 000 kleine 
und mittelständische Unternehmen ein 
Generationswechsel an. Wird dieser 
nicht sorgfältig geplant, können auch 
erfolgreiche Firmen durch eine unvor-
bereitete Übergabe in ernste Schwie-
rigkeiten geraten. Was ist zu tun?

Relativ einfach hat es der Unternehmer, 
der schon während seiner aktiven Zeit 
weiß, dass der Sohn oder die Tochter 
einmal das Unternehmen weiterführen 
wird. So kann er seine Familienmit-
glieder schon frühzeitig in den Betrieb 
einbinden und auf das spätere Unter-
nehmerleben vorbereiten. Doch dieser 
Anteil sinkt. Immer häufiger muss der 
Unternehmer einen Nachfolger außer-
halb der Familie suchen, weil die ei-
genen Kinder das Unternehmen nicht 
weiterführen wollen oder können. Doch 
das ist leichter gesagt als getan.

Noch nie standen so viele Unterneh-
men zur Übernahme an. Insbesondere 
kleine und mittelständische Firmen ste-
hen vor einer großen Herausforderung. 
Glücklich der Unternehmer, dessen 
Kinder Interesse und vor allem Eignung 
für die Fortführung des Betriebes zei-
gen und mitbringen. Doch auch hier 
kann es zu Problemen kommen.

Erstmals begegnen sich Eltern und Kin-
der auch auf geschäftlicher Ebene, für 
die ältere Generation heißt das offen 
zu sein für Neues, neue Ideen, andere 
Wege zuzulassen und für die Jungen 
bedeutet es, am Bewährten festzuhal-
ten und Änderungen maßvoll anzupa-
cken.

Wir zeigen Ihnen ein Bespiel 
für einen  reibungslosen 

Generationswechsel.
Seit dem 01.01.2006 führt Eva Raabe 
gemeinsam mit Ihrem Vater, Rainer Ra-
abe, das Montabaurer Unternehmen 
ITEX Gaebler. Schon als Kind war sie 
im Betrieb präsent, begleitete ihren Va-
ter und jobbte als Schülerin in der Wä-
scherei. Hierbei lernte sie den Betrieb 
von innen heraus kennen. Nach ihrem 
Abitur ging sie an die Hochschule stu-
dierte Betriebswirtschaft und erlangte 
2003 ihre Diplome „Diplom-Betriebs-
wirtin (FH)“ und „Diplôme des Etudes 
Supérieurs Européene de Manage-
ment“.

Ihr weiterer Weg führte sie zu einem in-
ternational tätigen Konzern am Boden-
see, der ZF Friedrichhafen AG. Als ein 
Rädchen im Riesengetriebe eines Glo-

bal Players merkte sie bald, dass sie 
im elterlichen Untenehmen mehr und 
vieles schneller bewirken könnte. Rai-
ner Raabe war gerührt und erleichtert, 
als ihm seine Tochter ihre schriftliche 
Bewerbung übergab. Die entschei-
denden Schritte wurden eingeleitet 
noch bevor die Mitarbeiter in einer Be-
triebsversammlung Kenntnis erhielten.

„Die Reaktion war sehr positiv, dass hat 
mir den Einstieg sehr erleichtert“, so die 
junge Frau. Das Unternehmen genau 
kennen zu lernen, alle Betriebsabläufe 
zu analysieren und zu hinterfragen, 
hierin sah und sieht Eva Raabe ihren 
Schwerpunkt. In den anderthalb Jah-
ren hat sie schon viel bewirkt, interne 
Abläufe verschlankt, das Unternehmen 
wurde von einem 1-Schicht auf einen 
2-Schicht-Betrieb umgestellt.

Der Erfolg spricht für sich, denn der 
Output ist auch aufgrund der ange-
sprungenen Konjunktur gestiegen. 
Rund 40.000-50.000 Kleidungsteile 
durchlaufen wöchentlich den Betrieb.

Über ihren Erfolgsweg berichten Vater 
und Tochter gerne:

Redaktion: War es für Sie schon im-
mer klar das elterliche Unternehmen 
zu übernehmen?

Eva Raabe: Nein überhaupt nicht. Mir 
war es nur wichtig, verantwortungsvoll 
in der Wirtschaftswelt Tritt zu fassen 
und etwas zu bewirken. An den elter-
lichen Betrieb habe ich da lange nicht 
gedacht.

Die Rhein-Westerwald e.G. hat für die In-
nungsmitglieder unserer Kreishandwer
kerschaft ein Rahmenabkommen mit dem 
Finanzsoftware–Hersteller Lexware ge-
schlossen. Das Freiburger Unternehmen 
ist vor allem für seine anwenderfreund-
lichen und preisgünstigen Standardpro-
dukte bekannt. Das Rahmenabkommen 
sieht vor, dass Mitgliedsunternehmen 
unserer Kreishandwerkerschaft auf die 
Finanz- und Lohnbuchhaltungssoftware 
aus dem Hause Lexware einen Rabatt 
von bis zu 20% erhalten. Als weiteres 
Bonbon stellt Lexware allen Mitgliedsun-
ternehmen auf Anfrage Lernsoftware zum 
Thema Finanz- und Lohnbuchhaltung 
kostenlos zur Verfügung.  Weitere 	Infor-

mationen zum Rahmenab-
kommen sowie zur kosten-
losen Lernsoftware erhalten 
Sie von Frau Monika Ott, 
Tel.: 01805 / 398018 oder per 
Mail: Monika.Ott@hlsc.de. 

Rahmenvertrag mit Lexware bringt 
Innungsmitgliedern 20% Rabatt

Haben Sie Fragen zu diesen oder ande-
ren Rahmenverträgen, dann wenden 
Sie sich an Andreas Brobeck, Rhein-
Westerwald eG (Telefon 02741/93410) 
oder Ihre Geschäftsstelle. 

Sparen beim Bezug von Handwerks-
bedarf und Arbeitsschutz!

Durch ein Rahmenabkommen mit dem 
Handwerksausrüster Engelbert Strauss 
erhalten Innungsmitglieder bei jedem 
Einkauf 3% Nachlass zusätzlich zum 
eventuell gewährten Skonto. Sie brau-
chen lediglich als eine erste Bestellnum-
mer die – 8900 – einzutragen, ganz wie 
bei einem regulären Artikel. Eine be-
sondere Kundennummer benötigen Sie 
hierdurch nicht. Auch wenn Sie bereits 
Kunde sind, können Sie problemlos die 
günstigen Rahmenkonditionen nutzen, 
indem Sie diese Nummer angeben. Ei-
nen Katalog der Firma Strauss erhalten 
Sie von Engelbert Strauss unter der Te-
lefonnummer 0180/5776175; zudem fin-
den Sie das aktuelle Angebot im Internet 
unter www.engelbert-strauss.de. Die 
Bestellnummer – 8900 – gilt auch für alle 
zukünftigen Kataloge und Bestellungen.  
Tragen Sie die Bestellnummer bitte wie 
auf dem Bild unten gezeigt ein. 

Eva Raabe

Unternehmensnachfolge                          „Der Chef geht – wer kommt?“

Generationswechsel
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ITEX Gaebler – 
der Spezialist 
für textile Kom-
p le t t lösungen 
aus Montabaur 
bietet für Industrie, 

Handwerk, Gastronomie und Dienst-
leistung die passende Berufs- und In-
nungskleidung mit dem professionellen 
Rund-um-Service der DBL (Deutsche 
Berufskleider Leasing GmbH).

Die Service-Palette ist vielfältig.

Sie reicht von der individuellen Beratung 
bei der Auswahl der Berufskleidung über 
die fachgerechte Pflege bis hin zu dem be-
währten Hol- und Bringservice. Von A wie 
Arbeitsschutz über I wie Imagekleidung bis 
Z wie Zunftkleidung hat ITEX Gaebler für je-
den Arbeitsbereich die passende Kleidung.

Auch Saubermatten und Maschinenputz-
tücher sowie textile Schonbezüge gehören 
zur Angebotspalette im Mietservice.

Markengerechte Produkte, kundenopti-
mierte Logistik und die räumliche Nähe 
machen ITEX Gaebler zu einem leistungs-
starken, textilen Partner der Kreishandwer-
kerschaft Rhein-Westerwald

Die Mitglieder erhalten einen
Handwerker-Rabatt in Höhe von
auf alle Dienstleistungen.

Weitere Informationen erhalten Sie im In-
ternet unter www.dbl-itex.de, über Telefon: 
02602/9224-0 oder schreiben Sie eine E-
Mail an: info@dbl-itex.de

ITEX Gaebler-Industrie-Textilpflege GmbH & Co. KG
Elgendorfer Straße 51 · 56410 Montabaur
Tel: (0 26 02) 92 24-0 · Fax: (0 26 02) 92 24-10
E-Mail: verkauf@dbl-itex.de · www.dbl-itex.de

5%

Wie kamen Sie zu Ihrer Entscheidung?

Eva Raabe:  Das war ein Lernprozess. 
Ich habe hinter die Kulissen eines groß-
en Unternehmens gesehen. Da sind 
Wege und Entscheidungen oft nicht ge-
radeaus, sondern viele Entscheidungen 
kompliziert und langwierig. Schnelle 
Entscheidungen und deren Umsetzung 
sind nahezu unmöglich. 
Mein Lebenspartner öffnete mir die Au-
gen, in dem er mir erklärte, dass ich im 
elterlichen Unternehmen sicher nicht 
so viele Umwege gehen muss, um bes-
ser und schneller zu den gesteckten 
Zielen zu kommen. Da hat es bei mir 
Klick gemacht.

Herr Raabe, wie haben Sie die Nach-
richt aufgenommen?

Rainer Raabe: Hoch erfreut. Für einen 
Vater kann es doch nichts Schöneres 
geben, als dass das eigene Kind die 
begonnene Aufgabe weiterführt. 

Wie haben Sie sich vorbereitet?

Eva Raabe: Zunächst war es mir sehr 
wichtig, meine Arbeit bei ZF sauber zu 
beenden. Da ich beruflich viel im Aus-
land unterwegs war, hatte ich wenig 
Zeit mich intensiv vorzubereiten. Na-
türlich habe ich mich mit Fachliteratur 
befasst, jedoch geht nichts über die 
praktische Erfahrung.

Rainer Raabe: Wir haben die recht-
lichen Grundlagen geschaffen und uns 
intensiv über die aktuelle Situation im 
Betrieb ausgetauscht, so war meine 
Tochter direkt im Bilde. Die Führungs-
mannschaft lernte sie schon während 
mehrerer Workshops kennen, welche 
sie selbst moderierte. „Inkognito“ er-
fuhr sie da schon vieles aus unserem 
Betrieb.

Wie haben die Mitarbeiter reagiert?

Rainer Raabe: Sehr positiv. Viele Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter kennen Eva 
ja schon aus Kindheitstagen. Die Be-
legschaft ist froh, dass die Nachfolge 
schon heute geregelt ist. Ein wesent-
licher Punkt zur Sicherung der Arbeits-
plätze.

Eva Raabe: Ich hatte überwiegend po-
sitive Eindrücke.

Hat sich ihr privates Verhältnis geän-
dert?
Rainer und Eva Raabe? Ja, wir haben 
uns schon immer gut verstanden, durch 
die Zusammenarbeit ist unser Verhält-
nis intensiver geworden. Darüber hin
aus sind wir bemüht, privates und be-

rufliches streng zu trennen – schon im 
Sinne unserer Partner.

Wo lagen die Probleme?

Rainer Raabe: Mitunter hatten wir un-
terschiedliche Blickwinkel. Ich beurteile 
manches anders als meine Tochter.

Eva Raabe: Aber wir haben immer 
die unterschiedlichen Standpunkte in 
sachlichen Gesprächen auf Geschäfts-
leiterebene, zu der auch unser Prokurist 
gehört, zum Wohle unseres Betriebes 
geklärt. Mittlerweile sind wir ein einge-
spieltes Team.

Gibt es Dinge, die Sie heute anders 
machen würden?

Rainer und Eva Raabe: Nein, wir sind 
gemeinsam einen guten Weg gegan-
gen.

Was haben Sie sich für die Zukunft 
des Unternehmens vorgenommen?

Eva Raabe: Wir wollen weiterhin nach 
unseren Möglichkeit moderat wachsen 
und unseren Kunden einen überzeu-
genden Service bieten.

Welche Empfehlungen können Sie an-
deren Unternehmen geben?

Rainer Raabe: Der jungen Generation 
gut zuhören und Vertrauen entgegen 
bringen.

Eva Raabe: Nicht alles über Bord wer-
fen, sondern das was gut ist, bewah-
ren.

Rainer Raabe

Unternehmensnachfolge                          „Der Chef geht – wer kommt?“

Rahmenvertrag mit Delta-V bringt 
Innungsmitgliedern unserer 
Kreishandwerkerschaft

bis zu 20%
Damit sie die günstige Einkaufsmöglich-
keit bei Delta-V nutzen können, nehmen 
Sie bei Ihrer Bestellung bitte Bezug auf 
den Rahmenvertrag Delta-V / Rhein-
Westerwald eG. 

Auch wenn Sie bereits Kunde sind, kön-
nen sie problemlos die günstigen Rah-
menkonditionen nutzen. In den nächsten 
Wochen wird es noch einfacher für Sie, 
dann können Sie sich auch bei Internet-
bestellungen ganz einfach durch einen 
Klick auf den Rahmenvertrag beziehen.

Für Fragen zu Ihrer Bestellung  
stehen Ihnen Verkaufsberater 
unter Tel.-Nr. 02339/909-850 
jederzeit gerne zur Verfü-
gung. 

2% extra-Online-Rabatt
www.delta-v.de

Rabatt

Geldwerte Vorteile
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Nachweis von Stundenlohnarbeiten
Bei umfangreichen Stundenlohnar-
beiten ist in der Regel die Vorlage von 
Stundenlohnzetteln und eventuell de-
ren Erläuterung erforderlich. 

Wenn aber der Auftragnehmer keine 
Stundenlohnzettel angefertigt und dem 
Auftraggeber zur Prüfung vorgelegt 
hat, bekommt er beim Gericht Schwie-
rigkeiten, wenn er den Stundenlohn-
anspruch einklagt. Er muss dann dort 
alle notwendigen Angaben machen, die 
den Vergütungsanspruch rechtfertigen. 
Dazu gehören der genaue Zeitpunkt 
und Zeitraum der verrichteten Arbeiten, 
die Anzahl der geleisteten Stunden, die 
Namen der Mitarbeiter und deren Ver-
gütungssatz, die genaue Bezeichnung 
der Baustelle, des konkreten Gebäu-
des und Stockwerks sowie der Räume. 
Weiterhin ist eine genaue und detaillier-
te Bezeichnung der Leistung erforder-
lich. Es reicht nicht aus, sich zum Nach-
weis der erbrachten Stunden allein auf 
das Zeugnis der Mitarbeiter zu berufen. 
Dies ermöglicht es dem Auftraggeber 
nämlich nicht, zum Umfang und zur 
Erforderlichkeit des Stundenaufwands 
Stellung zu nehmen.

Nachbesserung:   
Wie viele Versuche muss man  

dem Unternehmer zugestehen?

In einer Entscheidung des OLG Bre-
men  wurde festgestellt, dass die 
Nacherfüllung des Werkvertrages erst 
fehlgeschlagen ist, wenn drei ergebnis-
lose Nacherfüllungsversuche bei einem 
wesentlichen Mangel nicht zum Erfolg 
führen. Die Durchführung eines weite-
ren Nacherfüllungsversuches sei dann 
für den Bauherrn unzumutbar. Für die 
Bejahung der Unzumutbarkeit sei aus-
reichend, dass die Nacherfüllung allein 
aus Sicht des Bestellers bei objektiver 
Betrachtung unzumutbar ist.

Im Gegensatz zum Werkvertragsrecht 
gilt im Kaufrecht, dass der Käufer im 
Grundsatz dem Verkäufer zwei Nach-
erfüllungsversuche zugestehen muss. 
Für den Werkvertrag gibt es keine fes-
ten Regeln. Es kommt immer auf die 
konkreten Umstände des Einzelfalles 
an. Hierbei ist natürlich auch zu berück-
sichtigen, wie wichtig für den Besteller 
die Nacherfüllung und damit das man-
gelfreie Werk ist. Maßgebend ist auch, 
warum die bisherigen Nacherfüllungs-
versuche fehlgeschlagen sind und ob 
sich allein aus der Art des Fehlschla-
gens ergibt, dass auch weitere Versu-
che nicht zum Erfolg führen werden.

Das OLG hat hierfür dem Unternehmer, 
drei Nacherfüllungsversuche zuge-
standen. Hieraus kann zumindest der 

Rückschluss gezogen werden, dass 
bei einem fehlgeschlagenen Nacherfül-
lungsversuch der Bauherr weitere an-
gebotene Mängelbeseitigungen nicht 
ohne weiteres ablehnen kann. (OLG 
Bremen, 07.09.2005, AZ.: 1 U 32/05)

Gewerbezentralregisterauszüge –  
Wegfall der Vorlagepflicht

Die Verpflichtung, Gewerbezentralre-
gisterauszüge bei der Bewerbung um 
öffentliche Bauaufträge vorzulegen, 
entfällt zukünftig. Der Bewerber muss 
lediglich eine Eigenerklärung abgeben.
(„...eine Erklärung, dass die Vorausset-
zungen für einen Ausschluss nach § 21 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetz nicht vorliegen...“).

Geringere Bürokratie für Betriebe: 
Nach der beschlossenen Änderung des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
müssen Bewerber in Vergabeverfahren 
keine Auskünfte aus dem Gewerbezen-
tralregister einholen und bei den öffent-
lichen Auftraggebern mehr vorlegen. An 
die Stelle der vom Bewerber beizubrin-
genden Auskünfte aus dem Gewerbe-
zentralregister tritt eine Eigenerklärung, 
verbunden mit der Möglichkeit einer 
Nachprüfung durch die öffentlichen 
Auftraggeber. Dadurch wird Bürokra-
tie abgebaut und die Betriebe werden 
entlastet. Für die Bewerber entfallen 
die Gebühren für die Auskunft aus dem 
Gewerbezentralregister sowie der Auf-
wand der persönlichen Beantragung. 
Die ständig notwendige Aktualisierung 
des Auszugs aus dem Register ist da-
mit in der Praxis nicht mehr in diesem 
Umfang notwendig.

Die Neuregelung stellt klar, dass der 
öffentliche Auftraggeber trotz Eigener-
klärung des Bewerbers jederzeit selbst 
Auskünfte aus dem Gewerbezentralre-
gister einholen kann. Für den Bewerber, 
der den Zuschlag erhalten soll, hat der 
öffentliche Auftraggeber grundsätzlich 
eine Auskunft aus dem Gewerbezentral-
register einzuholen. In Vergabeverfahren 
bis zu einer Grenze von 30.000 € ist es 
dem öffentlichen Auftraggeber freige-
stellt, ob er eine Auskunft aus dem Ge-
werbezentralregister einholt. Aufgrund 
der jederzeit bestehenden Möglichkeit 
einer Nachprüfung müssen die Bewer-
ber damit rechnen, dass eine falsche Ei-
generklärung aufgedeckt wird. (Art. 30 
Abs. 1). Die Neuregelung wird am Tag 
nach der Verkündung im Bundesge-
setzblatt in Kraft treten. (www.farbe.de)

Keine Quasiunterbrechung bei 
Abänderung der VOB/B

Schriftliche Mängelrügen unterbrechen 
die Gewährleistungsverjährung nicht, 
wenn die in Allgemeinen Geschäfts-

bedingungen des Auftraggebers fest-
gelegte Gewährleistungsfrist über die 
Regelverjährungsfrist der VOB/B hin-
ausgeht und die VOB/B nicht „als Gan-
zes” vereinbart ist. (LG Halle 8.7.2005 
– 1 S 68/05 BauR 2006, 128)

Bürgschaft: Wie wird ihre  
Rückgabe korrekt angemahnt?

Haben die Vertragsparteien als Sicher-
heit für korrekte Vertragserfüllung eine 
Bürgschaft vereinbart, so ist diese nach 
§ 17 Nr. 8 Abs. 1 VOB/B „zum verein-
barten Zeitpunkt, spätestens nach Ab-
nahme und Stellung einer Sicherheit 
für Mängelansprüche zurückzugeben”. 
Gerät der Auftraggeber mit der Rück-
gabe in Verzug, so muss er dem Auf-
tragnehmer die Avalzinsen zahlen, die 
die bürgende Bank dem Auftragnehmer 
berechnet.

Wurde kein bestimmter Rückgabezeit-
punkt für die Bürgschaft vereinbart, 
muss allerdings der Auftragnehmer 
den Auftraggeber korrekt mahnen, um 
eine „Verzugslage” herzustellen. Dabei 
muss er vom Auftraggeber verlangen, 
die Bürgschaftsurkunde an die bürgen-
de Bank zurückzuschicken. Fordert der 
Auftragnehmer (fehlerhaft) die Aushän-
digung der Urkunde an sich selbst, so 
kann dies dann als korrekte Mahnung 
angesehen werden, wenn der Auftrag-
geber die Bürgschaft nicht wegen die-
ses Formfehlers, sondern aus anderen 
Gründen – zu Unrecht – behält. (OLG 
Ko. 11.05.2006 – Az.: 5 U 1806/05)

Regelung bei 
Pauschalpreisverträgen

Wenn ein Pauschalpreis vereinbart 
ist und Stundenlohnarbeiten lediglich 
Zusatzleistungen darstellen, muss die 
Darstellung der Stundenlohnarbeiten 
mit einer klaren Abgrenzung dieser Ar-
beiten zu denjenigen verbunden wer-
den, die im Pauschalpreis abgerechnet 
werden. Erfahrungsgemäß erfolgen die 
Stundenlohnarbeiten vielfach im Zu-
sammenhang bzw. zu Vor- und Nach-
bereitung von Arbeiten, die mit dem 
Pauschalpreis abgegolten werden. 
Dann ist es erforderlich, eine nachvoll-
ziehbare Trennung zwischen den unter-
schiedlich abzurechnenden Leistungen 
vorzunehmen, damit  klar ist, dass Ar-
beitsleistungen, die, bereits durch den 
Pauschalpreis abgegolten werden, 
nicht zusätzlich als Stundenlohnarbei-
ten in Rechnung gestellt werden. In 
diesen Fällen ist es erforderlich, dar-
zulegen, wie viele Arbeitnehmer in wel-
chem Zeitraum mit der Ausführung des 
pauschalierten Hauptauftrags beschäf-
tigt waren. (OLG Hamm 24 W 20/04).

Vertrags- und Baurecht



Neues Kursprogramm der IKK Südwest-Plus
Mit 90 Kursen zur Gesundheitsförderung startet die 

IKK Südwest-Plus in den Herbst 2007
Mit rund 90 Gesundheitskursen 
startet die IKK Südwest-Plus ihr 
Kursangebot für das zweite Halb-
jahr 2007 und bietet ihren Versi-
cherten vielfältige und abwechs-
lungsreiche Aktivitäten, um ihre 
Fitness und Vitalität zu fördern.

Schlapp, müde, melancholisch 
und immer wieder erkältet – so 
erleben viele die kalte Jahreszeit. 
Das persönliche Wohlbefinden 
lässt sich jedoch erheblich stei-
gern, wenn unser Körper jetzt 
durch ein paar Extras die richtige 
Unterstützung bekommt.

Alle Versicherten der IKK Süd-
west-Plus haben die Möglichkeit, 
mit Kursen aus den Bereichen Be-
wegung, Ernährung und Entspan-

nung die eigene Gesundheit und 
somit ihr Wohlbefinden zu stärken. 
Das Angebot reicht von Aquapo-
wer, Indoor-Cycling-Kursen über 
Rückentraining und Pilates bis hin 
zu Entspannungskursen wie Tai 
Chi und Qi Gong.

Da insbesondere mit gesundem 
Essen die körpereigenen Abwehr-
kräfte mobilisiert werden, bietet 
die IKK Südwest-Plus auch in 
diesem Halbjahr eine Reihe von 
Ernährungskursen an.

Neu sind spezielle Programme 
für Kinder, in denen ihnen in spie-
lerischer Form Wissen über die 
gesunde Ernährung sowie die 
kindgerechte Zubereitung von 

schmackhaften Gerichten vermit-
telt wird.

„ Das IKK Kursprogramm ist in 
jeder Geschäftsstelle der IKK 
Südwest-Plus erhältlich. Darüber 
hinaus kann das Kursprogramm 
telefonisch

über die kostenfreie IKK Gesund-
heits-Hotline 0800/0 133 000 an-
gefordert werden,“ so Wilfried 
Both, Teamleiter Gesundheitsma-
nagement der IKK Südwest-Plus.

Alle Angebote können zudem un-
ter www.ikk-suedwest-plus.de 
abgerufen werden. Dort sind auch 
Anmeldungen für die Kurse mög-
lich




